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Der Autor

Peter Helmes

Jahrgang 1943, Bad Hönningen (Rheinland). Nach „Mittlerer
Reife“ und Kaufmannslehre Abendstudium von Volks- und
Betriebswirtschaft, Marketing, Organisation und Philosophie.
1959 Eintritt in Junge Union und CDU (später auch CSU).

Zwischen 1969 und 1996 führende Positionen in der
CDU/CSU, u. a. als Bundesgeschäftsführer der Jungen Union,
Generalsekretär der Internationalen Jungen Christdemokraten
und Konservativen, Hauptgeschäftsführer der CDU/CSU-
Mittelstandsvereinigung, Mit-Organisator der jährlichen Stern-
Fahrten nach Berlin und der Protestkundgebungen zum
„17. Juni“ und „13. August“ (Mauerbau) mit bis zu 20.000
Teilnehmern. Chefredakteur der Monatsmagazine „Die
Entscheidung“ und „Mittelstandsmagazin“. Bei der Bundes-
tagswahl 1980 Mitglied im Wahlkampfstab von Franz-
Josef Strauß als Bundesgeschäftsführer der „Bürgeraktion
Demokraten für Strauß“, aus der die „Konservative Aktion“
hervorging, die er gemeinsam mit Gerhard Löwenthal, Ludek
Pachmann, Ludwig Eckes, RA Dr. Ossmann und Joachim
Siegerist gründete und die die Vorläuferin der jetzigen
„Deutschen Konservativen“ war.

Von Ende 1980 bis 1986 in der freien Wirtschaft tätig als
Hauptgeschäftsführer eines Dienstleistungsunternehmens mit
rd. 400 Mio. DM Umsatz. Seit 1996 ist Helmes selbständiger
Consultant für Politik und Verbände; zudem lehrt er seit 1991
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ununterbrochen als freiberuflicher Dozent am Verbands-
management-Institut der Universität Freiburg (CH). Für seine
„Verdienste um die europäische Integration“ erhielt er von
Gaston Thorn (ehemaliger Präsident der Europäischen Kommis-
sion) den „Pour le Mérite Européen.“

Er ist Verfasser vieler Artikel und Bücher zu den Themen
Europa, Gewerkschaften, Mittelstand, Medien, und Mitglied
der Redaktion des „Deutschland-Magazin/Deutsche Konserva-
tive Zeitung“ bei den Deutschen Konservativen e.V., Hamburg.

Publikationen von Peter Helmes bei den Deutschen Konservati-
ven bzw. beim WPR-Verlag, Hamburg:

- „So macht der DGB den Staat kaputt“ (über die sozialistische
Programmatik des DGB)

- „Macht Kasse Genossen!“ (über die finanziellen Verflechtun-
gen von SPD, DGB und PDS)

- „Die Abzocker“ (in Staat, Verbänden und Versicherungen)

- „Fischer ohne Maske“ (eine Abrechnung mit den „68ern“ und
mit Joseph Fischer, ehem. Steinewerfer und Außenminister)

- „Gesine Schwan – im Netz der roten Spinne“ (über Schwan‘s
Kandidatur zum Amt des Bundespräsidenten)

- „Lafontaine – Rotlicht über Deutschland“

www.Helmesconsulting.de - E-mail:Helmesconsulting@t-online.de
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Vorwort
von Heinrich Lummer

Als die SPD vor fünfzig Jahren in Bad Godesberg ein neues
Parteiprogramm beschloß, bedeutete dies die Abkehr vom
reinen Sozialismus, eine Hinwendung - wenn auch vorsichtig -
zur Marktwirtschaft und zu den westlichen Bündnissen. Die
SPD war in der Neuzeit angekommen und hatte den Mief des
19. Jahrhunderts abgelegt. Damit war sie für neue Wähler-
schichten attraktiver geworden. Unter dem langjährigen
Vorsitzenden Erich Ollenhauer hatte die SPD immer mehr
Anziehungskraft verloren, sie war stehengeblieben und drohte,
ständig weiter zurückzufallen. „Godesberg“ war quasi der Beginn
der SPD als Volkspartei, die in den 1970er und 1980er Jahren
unter Willy Brandt und Helmut Schmidt ihre Höhepunkte erleb-
te. Daß beide von ihrer eigenen Partei gnadenlos verstoßen wur-
den, ist eine der kaum lösbaren Rätsel der Partei - die häßliche
Seite der Sozialdemokratie, wie sich in den letzten zehn Jahren
erneut zeigte: In kurzer Zeit scheiterte ein SPD-Vorsitzender nach
dem anderen, mehr als in den fünfzig Jahren zuvor.

Heute stehen die „Genossen“, wie sie sich immer noch nennen,
erneut vor einer historischen Entscheidung: Welchen Weg soll
die SPD im 21. Jahrhundert gehen? Es ist eine Entscheidung
zwischen Sozialismus und Sozialdemokratie. Oder, wie es
früher bei den Grünen hieß: ein Kampf zwischen „Fundis“ und
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„Realos“. Nur der Zwang, wegen der im September an-
stehenden Bundestagswahl nach außen Geschlossenheit zu
demonstrieren, hindert die Genossen daran, aufeinander
loszuschlagen. Aber hinter den Kulissen gärt es. Die Fronten sind
verhärtet. Oskar Lafontaines Saat geht auf. Das Kernproblem
läßt sich sehr einfach auf eine Frage reduzieren: Mit der Links-
partei oder gegen sie? Schaut man auf die Basis der Partei, sieht
man die Linken in der Mehrheit. Wie lange werden sich die
„Realos“ noch halten können?

Frank-Walter Steinmeier, stellvertretender Parteivorsitzender
und Kanzlerkandidat der SPD, galt bisher als „gemäßigt“, als
„Rechter“ in der SPD. Liest man die vorliegende Publikation
gründlich, wird sehr schnell klar, daß dieser Kandidat offensicht-
lich überhaupt keinen festen Platz in seiner Partei hat. Ihm fehlt
die Orientierung. Ihm fehlt aber auch die Kraft, sich gegen ein
linkes Wahlprogramm zu stellen, mit dem er angeblich nicht
glücklich werden kann. Dadurch, daß er es selbst auf einem
„Programm-Parteitag“ (mit gebührendem Pathos) vorgestellt
hat, macht er sich dieses Programm zueigen.

Wähler „in der Mitte“ wird er damit nicht für sich einnehmen
können. Steinmeiers Botschaft ist nämlich die veraltete Mixtur
aus Besteuerung der Leistungswilligen, die mit ihrem Steuer-
aufkommen die Lasten des Sozialstaates zu tragen haben,
und jenen, die kaum oder keine Steuern zahlen. Diese Leistungs-
willigen, so sie ein paar Euro mehr verdienen, werden regelrecht
bestraft. „Reichensteuer“ nennt das die SPD, wo „Fleißigen-
steuer“ der treffendere Ausdruck wäre. So gesehen, ist das
neue Wahlprogramm der SPD ein Ausdruck des alten sozialisti-
schen Traumes: Die „Reichen“ und den Mittelstand belasten,
die „Armen“ und auch die Leistungs-unwilligen fördern. „Wir
müssen die fetten Hämmel scheren“, hieß es einmal in der
SPD-Bundestagsfraktion dazu (Pronold MdB, jetzt Landes-
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vorsitzender Bayern). Bestraft werden für die (geplanten)
Wahlgeschenke der SPD und die Subventionen für gescheiter-
te, größenwahnsinnige Multi-Unternehmen ausgerechnet die, die
fleißig sind, Verantwortung übernehmen und gut verdienen.
„Neid muß man sich erarbeiten, Mitleid bekommt man umsonst“,
sagt der Volksmund. Wäre Steinmeier wirklich der von vielen
so apostrophierte „Vernünftige“ in der Partei, hätte er das Pro-
gramm ablehnen müssen.

Wir haben also bei der Bundestagswahl ein linkes Programm
und einen vermeintlich gemäßigten Sozialdemokraten als
Kanzlerkandidaten. Das aber nimmt der SPD niemand mehr ab!
Denn streckenweise liest sich das Wahlprogramm wie der
vorweggenommene Koalitionsvertrag zwischen SPD und
Linkspartei. Für die Mehrheit der Grünen wäre das gewiß kein
Hindernis, sich ins sozialistische Boot zu setzen. Et voilá, da
hätten wir dann auch die Basis für ein neues Rot/Grün/Rot-
Bündnis! Die Gesellschaftsveränderer von 1968 wären endlich
am Ziel!

Folgt man der Logik der neuen Linkspartei SPD, wird auch der
Handwerksmeister bestraft, wenn er mit seinen 80 Stunden
pro Woche mehr als 125.000 Euro verdient. Ihn zu bestrafen,
kann nur „tödlich“ enden. Entweder er macht pleite, oder die
Leistungsträger wandern aus. Der Export von Arbeitsplätzen
wäre die Folge. Und Deutschland würde verarmen, im wahrsten
Sinne des Wortes.

Es liegt auf der Hand: Die SPD hat die falschen Themen, die
falschen Rezepte, den falschen Kandidaten. Die Europawahl
hat schmerzlich gezeigt, welchen „Erfolg“ die SPD mit ihrem
Kurs und ihrem Kandidaten einfährt. Weniger als 21 Prozent!
Sie hatte, neben dem Europa-Kandidaten Martin Schulz, stets
auch Steinmeier plakatiert. Damit trägt der Kanzlerkandidat die
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Mitverantwortung für das Desaster der SPD. Nun zeigt sich die
SPD konsterniert. Aber sie hätte es wissen müssen. Rezepte
aus der Mottenkiste von Karl Marx sind passé. Die Versuche
des Kandidaten Steinmeier, sich in der Wirtschaftskrise als
„Retter der Arbeitsplätze“ aufzuspielen, deuteten die Wähler
als Ausdruck staatlicher Allmachtsphantasien sozialistischen
Ursprungs. Sie trauen den Sozialdemokraten nicht mehr –
nirgendwo in Europa. Offensichtlich, zumindest in den Augen
der Wähler, haben die Sozialisten keine passenden Rezepte
gegen die Krise – oder sie werden ihnen nicht zugetraut.

Das Wahlprogramm der SPD umfaßt 66 Seiten. Klimaschutz,
soziale Sicherheit, Bildung, Frauen usw. – alles prima. Aber
niemand gibt die Antwort, wie das alles verwirklicht werden soll.
Die SPD erweckt nur Hoffnungen, hat aber keine Rezepte. Die
Wähler erleben die SPD als schwach, die Parteiführung selbst
empfindet sich als stark. Welch ein Fehlschluß!

Die SPD gab sich in den letzten 100 Jahren gerne als staats-
tragende Partei. Ihr gelang es aber immer nur dann, die
Menschen zu begeistern, wenn sie auch eine Vision anzubieten
hatte. Das war im 19. Jahrhundert die soziale Gerechtigkeit, im
20. Jahrhundert „Frieden“. Für was steht sie heute?

Nur wenn Programm und Kandidat auch die Wähler (und die
SPD-Basis) fesseln, wird die SPD geschlossen auftreten und
eine Vision vermitteln können. Davon ist die Partei aber weit
entfernt. Die ganz Linken haben sie längst verlassen und sind
zur Linkspartei übergelaufen. Die Zurückgebliebenen sehnen
sich offensichtlich nach einem „linken Projekt“, der Wieder-
vereinigung von SPD und „Linke“. Wenn die SPD die Bundes-
tagswahl verliert, brechen die Dämme. Die derzeitige Führung
der Partei wird das dann nicht überleben. Müntefering,
Steinbrück, Steinmeier – alles alte Männer von gestern. Die ganz
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linken Jusos von heute und ihre Gesinnungsgenossen sind
die SPD von morgen. Sie wollen eine ganz andere Politik, eine
ganz andere Gesellschaft. Und die spärlichen Überreste des
„bürgerlichen Lagers in der SPD“ werden dann darüber grübeln,
wie und warum es soweit gekommen ist und wann es
angefangen hat.

Dem Autor der vorliegenden Publikation ist gewiß zuzu-
stimmen, wenn er fragt: Darf man mit dem Kanzlerkandidaten
Frank-Walter Steinmeier, darf man mit der SPD Mitleid haben?
Auch ich meine: nein! Sie haben sich die Misere selbst
eingebrockt. Wir erleben den Verfall einer Partei des „sozialen
Fortschritts“, der uns in die Hinterhöfe des Marxismus zurück-
führt.

Mit dem Bundestagswahlprogramm hat sich die SPD aus der
Gestaltung der Zukunft verabschiedet. Oskar Lafontaine hat
letztlich seinen Konkurrenten Gerhard Schröder besiegt. Der
Kandidat Steinmeier konnte die Entwicklung nicht aufhalten.
Peter Helmes hat dankenswerterweise die Grundprobleme der
SPD freigelegt und den Kandidaten entlarvt. Hinter der Maske
des „Biedermanns“ sehen wir einen ganz anderen Steinmeier,
nämlich einen Meister der Intrige und des Sowohl-als-auch.
Heraus kommt ein Mensch, der nicht weiß, was er will, wo er
steht, wohin die Partei geführt werden soll. Kurz: Für jedermann
erkennbar ist Frank-Walter Steinmeier „kein Kandidat für
Deutschland“.
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Einleitung

Darf man Mitleid haben mit einem Mann, der freiwillig eine
Aufgabe übernommen hat, der er nicht gewachsen ist und an
der er zu scheitern droht? Mitleid mit einem Mann, der zu
„funktionieren“, aber nicht zu führen gelernt hat?

Darf man Mitleid mit einer Partei zeigen, die vergessen zu
haben scheint, woher sie kommt und wohin sie will? Mitleid mit
einer Partei, die sich von der Arbeiterbewegung des 19. Jahr-
hunderts zu einer großen Volkspartei in der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts entwickelt hatte und nun, im 21. Jahrhundert,
auf dem Weg ist, zu einer Sektierer-Gruppe zu verkommen?
Mitleid mit einer einst stolzen Partei, die in den letzten zehn
Jahren mehr Vorsitzende verschlissen hat als in den fünfzig
Jahren zuvor?

Diese „große“ Partei, die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands, wird heute von einem Vorsitzenden geführt, der an dieser
Aufgabe schon einmal gescheitert ist (und wieder scheitern wird),
und präsentiert einen Kanzlerkandidaten für die Bundestagswahl
2009, der aus reiner Personalnot und mangels durchsetzungs-
fähiger Alternative geboren wurde.

Nein, weder Kandidat noch Partei verdienen Mitleid; denn viele
der heute handelnden Personen sind die gleichen, die die SPD
noch tiefer ins Elend gestürzt haben. Zu untersuchen sind vor
allem die Person des Kandidaten, Frank-Walter Steinmeier,
sowie der Zustand seiner Partei, der SPD.
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Kein Gestalter, nur Verwalter

Steinmeier war stets Funktionär: Wo man ihn auch hinstellt, er
„funktioniert“. Rückgrat ist da weniger gefragt. Die eigene
Meinung, so man sie hat, hat stets hinter der des Chefs - also
der Nr. 1 - zurückzustehen.

Steinmeier war nie die Nummer 1 in seinem Leben. Nicht in
seinem Fußballverein TuS ´08 Brakelsiek, wo er sich ohne
Widerstreben in der Mannschaftsaufstellung verschieben ließ -
mal hinten, mal vorne, mal rechts, mal links - stets verläßlich,
aber ohne eigene Ideen. Auch nicht in der Schule, nicht in
seiner Studentengruppe, nicht in der Politik. Wahlen brauchte
er für sich selbst bisher nicht zu bestehen, Wahlkämpfe auch
nicht. Steinmeiers Bedeutung war immer abhängig von der
Bedeutung seines Chefs, der Nr. 1. Das war unter Schröder so,
und so ist es auch unter Merkel und Müntefering. Wenn
„Mutti“ Merkel mahnend den Finger hebt, macht Frank-Walter
brav „sitz“. Und Müntefering muß sich schon arg zurück-
nehmen, um dem braven Frank nicht zu sehr die Schau zu
stehlen. Im reiferen Alter von jetzt 53 Jahren wird sich das bei
Steinmeier wohl nicht mehr ändern. Einmal mit Leidenschaft
Bürokrat heißt, immer Bürokrat. „Eine eingeschlafene Schildkrö-
te“ nennt ihn die Bild-Zeitung (9.6.09). Da helfen auch die
Schminkversuche der SPD-Imagemacher nichts, die glauben,
ihn „umstylen“ zu können – vom Bürokraten zum Macho, vom
Verwalter zum Gestalter. Doch das Pathos eines Arbeiterführers
ist ihm so fremd wie die prägnante Formulierung politischer
Ziele. Man höre sich nur seine gestelzten Reden an; er spricht,
als verlese er Aktenvermerke. Selbst wenn er, um etwas zu
betonen, brüllt, bleibt er seltsam bewegungslos. Wer sein Leben
lang nur Akten gewälzt hat, aus dem wird kein Polit-Rambo. Je
mehr sich Steinmeier in die politische Arena begibt, desto
deutlicher wird seine Entfremdung von sich selbst: Er wird zu
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offensichtlich - das darf man seinen Beratern vorhalten - zu
einem „politischen Produkt“ umgestylt, was überhaupt nicht zu
seinem eigenen Ich paßt. Dazu fehlt ihm die Erfahrung jener
Stahlbäder, die man in jahrzehntelangen politischen Kämpfen
durchstehen muß. So blieb er im Wahlkampf lange Zeit blaß.
Er hätte viel früher angreifen und die Kanzlerin attackieren
müssen. Tat er aber nicht, sondern lieferte sich mit Angela
Merkel allenfalls einen Wettbewerb der heruntergezogenen
Mundwinkel. Angriff sieht anders aus. So tönte es bald aus der
SPD-Fraktion: „Der wird nie ein Terrier!“ Warum nicht? Offenbar
fehlt es ihm an einem eigenen, unverwechselbaren Standort und
an dem Mut, diesen dann offensiv zu vertreten. Seit der bösen
Niederlage der SPD bei den Wahlen zum Europa-Parlament
bemüht sich Steinmeier nun um eine schärfere Gangart. Er gibt
sich dabei aber so, als sei er eben erst geweckt worden.

Natürlich wirkt er als Außenminister eher „sympathisch“. Doch
Partei und Kandidat machen sich etwas vor. Jeder bisherige
Außenminister war „beliebt“, selbst der dröge Herr Kinkel. Das
liegt in der „Würde des Amtes“ begründet. Stets vornehm
lächelnd im Fernsehen, als Gastgeber für Staatsmänner, als
Redner bei internationalen Konferenzen, als Diplomat - so nimmt
der Bürger seine Außenminister wahr. Gewiß, weißes Haupthaar,
gepflegte Erscheinung und grandseigneurhaftes Auftreten
sind gute Voraussetzungen für einen Frühstücksdirektor auf
Diplomaten-Parkett. Kanzler sind aus anderem Holz, Hartholz
eben – ohne Weichzeichner.

Der Kandidat Steinmeier, so lauten vielfach die wenig
schmeichelhaften Bewertungen von Freund und Feind,
verbreitet eher Langeweile. Wo er auftritt, neigt er zum
Dozieren und verführt seine Zuhörer zu gelegentlichen
Nickerchen. Und eine griffige „Botschaft“ hat er ganz
offensichtlich auch nicht. Er spricht keinen einzigen Satz, der
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haften bleibt, der „sitzt“. Kein Feuerwerk – nur heiße Luft. Wenn
er redet, klingt das mehr nach „sowohl als auch“, kaum nach „ja“
und „nein“. Wenn er, auf Anraten seiner Assistenten, ’mal aus
sich rausgehen soll, dann imitiert er Gerhard Schröder – in Ton,
Gestik und Mimik. Aber er bleibt eine blasse Kopie des Meisters
und Mentors. Was bei Schröder urwüchsig ist, wirkt bei
Steinmeier nachgemacht. Ein Handwerker der Macht, ein
Bürokrat und Schreibtischtäter. „Es muß etwas getan
werden, damit etwas geschieht“, scheint seine Triebfeder zu
sein. Aber Nebelkerzen geben keinen Blick frei auf nötige
Konturen. Steinmeier, so scheint´s, ist dies und das und nichts
Genaues.

Natürlich wird er derzeit durch alle möglichen Medien gereicht,
darunter auch die „Klatsch-Blätter“, die wohl unvermeidlichen
Frauen- und Familienzeitschriften. Das Private wird öffentlich,
enthüllt aber auch dort nur den drögen Biedermann. Selbst
vier Tage vor der Europawahl läßt er sich noch von Johannes
B. Kerner in ein „weiches Licht“ tauchen. Steinmeier und seine
Frau Elke Büdenbender saßen bei „ZDF-Kerner“ sozusagen „in
der ersten Reihe“, sanft befragt und umschmeichelt. Das war
beste Werbung für den Kandidaten zur Bundestagswahl – aber
eben vier Tage vor der Europawahl. Doch auch nach dieser Sen-
dung wissen wir immer noch nicht, warum wir am 27. Septem-
ber Steinmeier bzw. SPD wählen sollen. Er selbst gibt dazu
keine Wegmarkierung, außer: „Ich will´s, weil ich besser bin.“ Die
von ihm vorgestellten programmatischen Leitlinien sind blaß,
nebulös. Er vermeidet Festlegungen, geht Herausforderungen
aus dem Weg – was noch näher aufzuzeigen sein wird. So
empfinden ihn viele, auch in der SPD, als „Mann ohne Profil“,
eher als Verwalter, nicht als Gestalter.

Immerhin, er gilt - auch bei seinen politischen Gegnern - als
ausgewiesener Administrator, auf den auch in schwierigen
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Lagen Verlaß ist. Dieser durchaus anerkennungswerten
Eigenschaft verdankt er seinen Aufstieg im politisch-administra-
tiven Geschäft. Das legt aber auch sein besonderes Problem
offen. Er wurde stets - unter dem Schutz seines politischen
Ziehvaters Gerhard Schröder - befördert, vom Medienreferenten
zum Büroleiter, von dort zum Leiter des Bundeskanzleramtes,
schließlich zum Minister des Äußeren und nun zum Kanzler-
kandidaten der SPD. Spätestens jetzt aber stößt er an seine
eigenen Grenzen.

Das „Peter-Prinzip“ in der SPD
Die amerikanischen Soziologen Prof. Laurence Peter und
Raymond Hull haben das Phänomen der „Beförderung bis
zur Unfähigkeit“ wissenschaftlich untersucht und ihm den
Namen „Peter-Prinzip“ gegeben: „In einer Hierarchie neigt jeder
Beschäftigte dazu, bis zu einer Stufe der Unfähigkeit
aufzusteigen“. Zwei typische Beispiele:

Der Forschungsleiter eines großen Unternehmens genießt
Weltruf und erhält einen bedeutenden Preis für seine Forschun-
gen. Sein Unternehmen beruft ihn daraufhin in Anerkennung
seiner Leistungen in den Vorstand. Aber er versagt in dieser
neuen Position, weil er zwar ein herausragender Forscher, aber
kein guter Unternehmensleiter ist. Oder das zweite Beispiel: Ein
Lehrer ist an seiner Schule beliebt und geachtet. Seine Schüler
bringen beste Ergebnisse. Aus Anerkennung wird er zum
Schulrat ernannt, versagt aber in dieser Position, weil er zwar ein
guter Pädagoge, aber kein Mann für die Schul-Verwaltung ist.

Auf Steinmeier übertragen: Er ist ein fähiger Administrator,
aber ihm fehlen politische Front- und Partei-Erfahrung, also die
Voraussetzungen, eine echte politische Führungsfigur zu
sein. Die SPD hätte gewarnt sein müssen. Sie hatte in der
Vergangenheit zwar einige durchaus charismatische und fähige



20

Führungskräfte, wie z. B. Kurt Schumacher, Willy Brandt
und Helmut Schmidt, die hier genannt seien, ohne sich mit
deren Politik identifizieren zu müssen. Aber die SPD hat auch
gerade in ihrer jüngsten Geschichte Erfahrung mit anderen
Genossen gemacht, die in Positionen gehievt wurden, an denen
sie scheitern mußten: Scharping, Lafontaine, Platzeck, Beck,
Müntefering.

Rudolf Scharping - wer erinnert sich eigentlich noch an ihn? -
war in seiner Partei als Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz
angesehen, als Parteivorsitzender und Kanzlerkandidat aber
offensichtlich überfordert. Oskar Lafontaine stürzte ihn mit einer
einzigen Rede. Ihn, Lafontaine, ereilte dann aber dasselbe
Schicksal wie Scharping; er scheiterte in erster Linie jedoch an
seiner Unfähigkeit, Gräben zu überwinden, und riß ständig
neue auf. Dann Matthias Platzeck, als Ministerpräsident
Brandenburgs in seiner Partei hoch geachtet. Er scheiterte schon
nach wenigen Monaten im Amt des SPD-Bundesvorsitzenden –
„aus Gesundheitsgründen“, wie es offiziell heißt, in Wirklichkeit
aber an den Fallstricken in seiner Partei und im Willy-Brandt-
Haus. Gleiches gilt für den nun wahrlich erfahrenen Minister-
präsidenten von Rheinland-Pfalz, Kurt Beck. Damals, so
glaubte man in der SPD, führe an ihm kein Weg vorbei. Zuhause
unangefochten, bei der letzten Landtagswahl die absolute
Mehrheit für seine Partei erobert – ja wer sonst wäre wohl
geeigneter gewesen, neuer Bundesvorsitzender der SPD zu
werden? Doch kaum war er an der SPD-Spitze angekommen,
wirkte er überfordert. Er wurde das prominenteste Opfer
Steinmeierscher Taktik.

Diese (nicht nur in der SPD verbreitete) Art, sich unliebsamer
Genossen zu entledigen, brachte vor einigen Jahren Horst
Seehofer auf den Punkt – und der Mann weiß, wovon er
spricht:
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„In der Politik stehen Sie solange vorne, wie Sie nützlich sind.
Wenn Sie nicht mehr nützlich sind, dann ist die Politik grausam.“
(Horst Seehofer)

Müntefering wiederum scheiterte, weil die linke Nahles im
Parteivorstand zur Generalsekretärin der SPD auserkoren
wurde – gegen den Kandidaten des SPD-Vorsitzenden, Kajo
Wasserhövel. Müntefering „warf hin“ - offiziell wegen der
Krebserkrankung seiner Frau - und verabschiedete sich. In
Wirklichkeit war er gescheitert, weil er den Anforderungen an
einen durchsetzungsfähigen Vorsitzenden nicht gewachsen
war. Bis ihn die Partei wieder rief – nach einer beispiellosen
Intrige des stellvertretenden SPD-Vorsitzenden Steinmeier.

Und nun Frank-Walter Steinmeier selbst. Er hat noch in keiner
Parteiposition Härte, Ausdauer und Ausgleichsvermögen
beweisen müssen, schlicht deshalb, weil er bis zu seiner Wahl
zum stellvertretenden SPD-Vorsitzenden noch keinerlei Partei-
positionen innehatte. Viele wissen nicht, was ihn antreibt,
sondern vermuten eher, daß er ein Getriebener ist.

Der Strippenzieher
Wirklich nur ein Getriebener? Kenner und Beobachter sind sich
einig, daß er durchaus auch ein Durchtriebener ist, ein Meister
der Intrige, ein Fallensteller, Strippenzieher und Intrigant, der im
Habitus des braven Beamten und Bourgeois daherkommt. Die
Geschichte ist voll von Gestalten, die ihr Berufsleben „ewig“ in
der zweiten Reihe verbringen mußten und deshalb dazu neigen,
ihre eigene Position (und die ihres Chefs) mit allen Mitteln
abzusichern. Einige Beispiele dieser besonderen Fähigkeit
Steinmeiers mögen es belegen:

- Schwielowsee im September 2008: Kurt Beck, der
glücklose SPD-Vorsitzende, hat die Nase voll von den
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Intrigen gegen ihn, schmeißt hin, schlägt Olaf Scholz als
seinen Nachfolger vor. Vergeblich. Denn einer im engsten
Führungskreis der SPD war besser vorbereitet als die
anderen Kollegen - Frank-Walter Steinmeier. Er hatte in
dem beispiellosen Chaos dieser Traditionspartei hinter
den Kulissen die Strippen gezogen – mit allen Tricks,
erlaubten und unerlaubten. Er hatte sich im vornehmen
Bonner „Rhein-Hotel Dreesen“ mit Müntefering getroffen
und den handstreichartigen Sturz Becks vorbereitet.
Eigentlich hätte der in Parteikämpfen erfahrene Beck den
Anschlag riechen müssen, spätestens als Steinmeier in
dem Gespräch mit Beck forderte, Müntefering solle „mit
von der Partie“ sein. Doch Beck hatte nichts gemerkt und
vertraute Steinmeier. Der vermeintlich als wohlanständig,
besonnen und bescheiden geltende Außenminister exeku-
tierte danach das „Beck muß weg, Müntefering muß es
machen!“ eiskalt und nahezu routiniert. Der Biedermann
war zum Brandstifter geworden. Müßig, darüber zu rätseln,
wer diesen Plan ausgeheckt hatte. Das ungleiche Duo er-
gänzt sich prima: Hier der ausgekochte Ex-Vorsitzende
Müntefering, der die Ränke der Politik beherrscht wie kein
anderer, dort der erprobte Büro-Stratege und Strippenzie-
her Steinmeier. Einer von Becks Leuten stellt fest: „Das war
kein sanfter Putsch. Es war ein sauberer Putsch, kalt und
brutal.“ Und Beck wird hernach zitiert mit dem bitteren
Satz: „Jetzt werden auch noch diejenigen belohnt, die das
alles angerichtet haben.“

Mit diesem Putsch waren zugleich der neue SPD-
Vorsitzende und der neue SPD-Kanzlerkandidat
geboren! Müntefering kann alles, was Steinmeier fehlt:
Wahlkampf, Attacke, Partei. Und Steinmeier kann
planen, tarnen, täuschen – und das im Habitus des über
allen Wassern schwebenden, integren Außenministers.
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Der macht aber selbst vor kleinen und großen Boshaftig-
keiten nicht halt:

- Als Bundeskanzlerin Angela Merkel zum Welt-Finanzgipfel
nach Washington fliegt, nutzt Steinmeier die Abwesenheit
der „Chefin“, um ein milliardenschweres Europäisches
Konjunkturprogramm öffentlich feilzubieten. Darüber
spricht heute zwar niemand mehr, aber Merkel, die von der
Veröffentlichung des Programms durch Steinmeier nichts
wußte und ahnte, war tief verletzt – zumal dieses Vorpre-
schen Steinmeiers gegen den Geist der Koalitionsvereinba-
rung verstieß.

- Ein weiteres Mal stellte Steinmeier Kanzlerin Merkel
bloß: Er ernannte im Februar 2009 einen „Sonder-
beauftragten für Afghanistan und Pakistan“, Bernd
Mützelburg, bis dahin Botschafter in Indien. Nicht nur Mer-
kel war düpiert und verärgert, etliche Minister auch. Zwar
habe im Kanzleramt niemand etwas gegen Mützelburg –
der ein SPD-Parteibuch hat –, wurde dort verlautbart.
Beklagt wurde aber, daß Steinmeier niemanden von seiner
Entscheidung vorab informiert hatte. Die anderen Ressorts,
die mit Afghanistan zu tun haben, auch nicht. Weder der
Verteidigungs- noch der Innenminister waren informiert,
auch nicht die SPD-Genossin Heidi Wieczorek-Zeul, die
Entwicklungshilfe-Ministerin. Steinmeiers Vorgehen wurde
in der Unions-Fraktion als „Coup“ gegen die Kanzlerin
gewertet.

- Und dann noch die Personalie Schwan, Gesine Schwan.
Sie wurde von der SPD zur Kandidatin für das Amt des
Bundespräsidenten nominiert, aber Struck, Steinmeier,
Steinbrück und Müntefering waren (angeblich) dagegen.
Die Kandidatin hätte nur mit Unterstützung der Grünen
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und der Linkspartei gewinnen können. Die SPD wäre
also bereit gewesen, unter dieser Konstellation den
beliebten Amtsinhaber Horst Köhler abzuwählen. Was
tat Steinmeier? Nichts! Niemand hörte von ihm eine
Warnung, niemand hörte, daß er eigentlich für Köhler
sei; niemand hörte von ihm, daß ein Bündnis von
„Linke“ und SPD eine Vorwarnung für den Bundestags-
wahlkampf gewesen wäre. Steinmeier war „auf
Tauchstation“ und wartete ab, was passiert. Mehr noch:
Der gewiefte Taktiker Steinmeier, der stets alle
Beschlüsse der SPD mitgetragen hatte, ließ wenige
Tage vor der Bundespräsidentenwahl (23. Mai 2009)
streuen, er habe vor rund einem Jahr eine Kandidatur
Joschka Fischers für das Präsidentenamt „ernsthaft
ins Gespräch gebracht“. Die schon öfter zitierten
„geneigten Medien“ berichteten artig. Nur merkwürdig,
daß diese Aussage erstmals ausgerechnet kurz vor der
Bundesversammlung veröffentlicht wurde. Bis dahin
hatte niemand etwas darüber gehört oder berichtet, und
es wäre ganz sicher im politischen Berlin zumindest
eine Klatschspalte wert gewesen. Was also bezweckte
Steinmeier mit dieser nachgeschobenen „Nachricht“?
Er sah wohl die Felle der Gesine Schwan davon-
schwimmen, wollte aber nicht auf der Verliererseite
stehen und Angriffe abwehren müssen. Sein Kalkül:
Geht die Sache (Schwan) schief, könnte er darauf
verweisen, „schon früh“ einen besseren Kandidaten
präsentiert zu haben. Zugleich hätte er mit der Personalie
Fischer eine tiefe Verneigung vor den Grünen bewiesen,
um sie nach der Bundestagswahl besser an sich
binden zu können. Würde aber Schwan gewinnen - so
kalkulierte Steinmeier wohl -, hätte er ebenfalls keine
Probleme zu gewärtigen; denn er könnte darauf hinweisen,
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daß er die Kandidatur Schwans stets unterstützt habe.
So trickreich denkt nur Steinmeier.

- Manchmal zeigt die Profilierungsneurose des Kanzler-
kandidaten schon eher skurrile Züge: Es erscheint ihm
wie gerufen, daß sich in diesem Jahr die Ereignisse der
„Wende“ zum 20. Mal jähren. Eigentlich wäre der
Herbst 2009 der geschichtliche Zeitpunkt, die Wende zu
würdigen. Doch Steinmeier reist schon jetzt, im Frühjahr
dieses Jahres, nach Prag, wo in der Deutschen
Botschaft im Herbst (!) 1989 der damalige Außen-
minister Genscher die Ausreisefreiheit der aus der DDR
Geflohenen verkünden durfte. Steinmeier mag gedacht
haben: Warum soll ich auf den Herbst 2009 warten?
Jetzt (!) ist Wahlkampf, und wer weiß, wer nach dem
27. September Außenminister ist. Dachte er wohl und
bestieg eilends den Zug „Deutschland sagt danke“, der
ihn - den historischen Ereignisdaten voraus - nach Prag
und Budapest führen sollte. Bilder vom Wenzelsplatz,
von „Genschers Balkon“ in Prag, vom Grenzzaun, der
damals zwischen Ungarn und Österreich zerschnitten
wurde – das ist doch was für den Wahlkampf zuhause!
Er hatte damit zwar zwei Ereignisse im Gedenken
zusammengelegt, die sich in der Wirklichkeit unter
anderen Zeitabläufen und in anderen politischen
Zusammenhängen abgespielt hatten. Aber was soll´s!
Hauptsache, er war der Kanzlerin zuvorgekommen.
Diesem eher miesen Ziel opferte Steinmeier ungeniert
die historische Wahrheit: Die nach Prag geflohenen
Deutschen befanden sich in einem tschechisch-
slowakischen Umfeld, das zu der Zeit noch fest im
Ostblock verwurzelt war und das sozialistische
Völkergefängnis aufrechtzuerhalten suchte. Budapest
(und Warschau) hatten zu jener Zeit aber bereits
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„Aufweichungstendenzen“ freien Raum gelassen. „Wir
wollen die Grenzen anderer Staaten nicht schützen“, hatte
Ungarns Imre Pozsgay damals verkündet und damit die
Ausreise aus Prag über Ungarn nach Österreich ermöglicht.
Der trickreiche Steinmeier hatte mit seiner „Danksagungs-
tour“ wohl auch vergessen machen wollen, daß damals die
SPD in ihrer Mehrheit der Öffnung nach Westen eher
skeptisch gegenüberstand und Männer wie Lech Walesa
oder Imre Pozsgay mehr als Ruhestörer im sowjetischen
System betrachteten denn als Befreier. Auch Steinmeier
selbst hatte allen Grund, seine ursprüngliche Haltung zur
Wiedervereinigung in einem besseren Licht erscheinen zu
lassen, wie noch zu berichten sein wird.

- Arglistig und hinterhältig zeigt sich Steinmeier bei der
Lösung des Opel-Problems. Den neuen Wirtschafts-
minister zu Guttenberg sah (und sieht) Steinmeier als
gefährlichen Konkurrenten, zumindest in der Gunst der
Wähler. Im Wirtschaftsministerium laufen die Fäden der
Opel-Rettungsaktion zusammen. Dort hätte Steinmeier
seinem Fachkollegen aber nicht reinreden können. So for-
derte er ebenso überraschend wie vermeintlich unverdäch-
tig, die Opel-Aktion insgesamt – statt wie bisher im Wirt-
schaftsministerium – nunmehr im Bundeskanzleramt zu
konzentrieren. Als Merkels Stellvertreter hätte so auch
Steinmeier seine Bühne gefunden und wäre zu Guttenberg
losgewesen. Merkel durchschaute den Trick und lehnte ab.

- Auch eher amüsante Tricks beherrscht der Kandidat. Im
Mai 2008 stellt sich Steinmeier in Stuttgart einem
Fußball-Torschußwettbewerb: Er tritt im Elfmeter-
Schießen gegen vier Fußballerinnen der deutschen
Frauen-Nationalmannschaft an. Im Tor steht aber keine
Person, sondern „Goalias“ – ein Torhüter-Roboter. Alle
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vier Fußballerinnen scheitern an ihm, nur Steinmeier
trifft. Die Zuschauer sind begeistert. „Frank“ ist der
Größte - aber auch der größte Trickser. Niemand hatte
bemerkt, daß der Roboter bei den Fußballerinnen auf
das hohe Niveau eingestellt war, das der Champions-
League entsprach. Unbemerkt wurde, bevor Steinmeier
schoß, „Goalias“ jedoch auf Regionalliga-Format
heruntergestellt – und war damit um vieles leichter zu
treffen. Da darf man nur ätzen: „Mein Gott, Frank-Walter,
hast Du das nötig?“

„Prickel“ aus Brakelsiek
Spätestens jetzt scheint es geboten, sich mit der Person
Frank-Walter Steinmeier zu beschäftigen. Wer ist eigentlich
Steinmeier? Ein Journalist spottete: „Er ist der bekannteste
Unbekannte“. Also, wer ist Frank-Walter Steinmeier?

Steinmeier, geboren am 5. Januar 1956, stammt aus Brakelsiek
(heute zur Stadt Schieder-Schwalenberg gehörend), das geo-
graphieunkundige Journalisten zu Westfalen zählen. Es liegt aber
in Lippe – einem Landstrich mit einem durch und durch boden-
ständigen Menschenschlag. In seiner Jugend ist Frank-Walter
eher unauffällig und zurückhaltend. Größere Jugend-Raufereien
sind nicht überliefert. Er spielt aber Fußball beim TuS Brakelsiek,
wo ihn alle „Prickel“ nennen. Die mühsamer Recherchen
überdrüssige Medien schreiben, man wisse nicht, was es mit
dem Wort „Prickel“ auf sich habe – Steinmeier selbst angeblich
auch nicht. Ein kleiner Hinweis gefällig?:

Nach dem Krieg hat besonders das Lipperland viele Flüchtlinge,
besonders aus Ostpreußen, aufgenommen. (Steinmeiers Mutter
Ursula war selbst Flüchtling.) Im Ostpreußischen bezeichnet man
ein kleines Stückchen Holz oder einen Zahnstocher als „Prickel“,
und (im übertragenen Sinne) war damit auch ein etwas steifer,
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„dandyhafter“ Typ gemeint. Durchaus möglich, daß diese
Erklärung gerade auch zu dem jungen Steinmeier passen
konnte. Sein Jugendfreund Hartmut Tewesmeier: „Der Frank
konnte sich selbst dann noch zusammenreißen, wenn er mal
richtig dicke war.“ „Kontrolliert, strategisch, analytisch, im Zwei-
fel unscheinbar“ – das sind die Adjektive, die Steinmeier seit
seiner Jugendzeit begleiten.

Frank-Walter wuchs, wenn auch in einfachen Verhältnissen, mit
seinem sechs Jahre jüngeren Bruder Dirk wohlbehütet auf.
Seine Eltern waren sogenannte „einfache Leute“. Vater Walter
war Tischler, die Mutter Fabrikarbeiterin, hatte aber die „Mittlere
Reife“. Durch die Vertreibung aus Breslau war ihr die
Möglichkeit einer „richtigen“ Berufsausbildung versagt geblie-
ben. Steinmeier mußte, wie Gerhard Schröder später anmerkte,
in seiner Jugendzeit aber keinen „Kitt fressen“ und sah sich auch
nie gezwungen, Volkstümlichkeit anzutrainieren. Das liegt ihm
nicht. (Er mußte aber auch nie in Brioni-Anzügen posieren und
Cohibas rauchen, um seine Herkunft zu verleugnen.)

Als erster seines Dorfes machte er Abitur (1974 in Blomberg)
und studierte nach seinem Wehrdienst Rechts- und Politik-
wissenschaft in Gießen. 1982 legte er das erste, 1986 das zwei-
te juristische Staatsexamen ab; seine Promotion zum Dr. jur.
folgte 1991 (Thema: „Bürger ohne Obdach – zwischen Pflicht zur
Unterkunft und Recht auf Wohnraum; Tradition und Perspektiven
staatlicher Intervention zur Verhinderung und Beseitigung von
Obdachlosigkeit“). Steinmeier heiratete 1995 die Verwaltungs-
richterin Elke Büdenbender, die er während ihrer Studienzeit in
Gießen kennengelernt hatte. Mit ihr hat er eine Tochter, die beide
aber vor der Öffentlichkeit schützen.

Während seiner Studienzeit in Gießen gehörte er - gemeinsam
mit Brigitte Zypries (heute Justizministerin) und anderen - der
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Redaktion der linken Quartalszeitschrift „Demokratie und Recht“
an, herausgegeben im Pahl-Rugenstein-Verlag, der in großem
Umfang von der DDR finanziert und vom Verfassungsschutz
beobachtet wurde. (Dazu später mehr.) Nach einer Assistenz-Zeit
als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches
Recht und Politikwissenschaft trat er 1991 als Referent für
Medienrecht und Medienpolitik in die Dienste der niedersäch-
sischen Staatskanzlei. (Er hatte sich in einem lila Anzug bei
Gerhard Schröder beworben, was dem offensichtlich gefiel.)
1994 stieg er dort auf zum Leiter der Abteilung für Richtlinien der
Politik, 1996 wurde er als Staatssekretär Leiter der niedersäch-
sischen Staatskanzlei. „Wer zu Schröder wollte, mußte an ihm
vorbei“, hieß es damals. Und so blieb es auch, als Schröder
seinen treuen Gefolgsmann mit ins Kanzleramt nahm. Für
Schröder war er stets sein „Mach ´mal!“, treu ergeben und zu-
verlässig. Und so stieg Steinmeier weiter auf bis zum Chef des
Kanzleramtes und Beauftragter für die Nachrichtendienste –
nach Bodo Hombachs eher unfreiwilligem Abgang, an dem
Steinmeier nicht ganz unschuldig war.

Trotz dieser beeindruckenden Beamtenkarriere zeigt Steinmeier
Profilneurosen. Nicht anders ist es zu erklären, daß er sich nach
seiner Ernennung zum Kanzlerkandidaten der SPD zu Manövern
hergab, die Zweifel an seinem Selbstbewußtsein erlauben:
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Mein Gott, Walter, welche Flops!
Steinmeier, ein „gestandener Lipper“, erzielte einige eher
unfreiwillige Lacherfolge quer durch die Republik. Hier ein paar
Beispiele Steinmeierscher „Komik“:

- „Frank ohne Walter“: Irgendjemand aus seiner Entourage
hatte ihm wohl geraten, auf seinen zweiten Vornamen
 (Walter) zu verzichten. „Frank“ alleine sei dynamischer,
„Frank-Walter“ zu spießig - oder so. Von den Medien
verhöhnt, ruderte der Kandidat nach einer Woche des
Zauderns zurück. Quatsch, da sei nichts dran; er behalte
seinen Doppelvornamen; denn in seiner Geburtsurkunde
stehe ja schließlich Frank-Walter – „mit Bindestrich“, wie er
penibel anmerkt. Aber, darf man nachfragen, wenn dieser
„Quatsch“ nicht seine eigene Idee war, wer hat sie ihm
untergejubelt? Wer läßt sich denn so leicht seinen
(richtigen) Vornamen klauen? Entweder hatte Steinmeier
bei dieser Schnapsidee nicht nachgedacht, oder -
was schlimmer wäre - er hatte seine eigene Wahlkampf-
zentrale nicht im Griff. Spießig statt dynamisch – das paßt
wohl eher.

- „S“ wie „Sieger Steinmeier“: Einen ähnlichen „Flop“
leistete sich sein Berater-Team mit der Idee, den
Kandidaten zu einer „Marke“ hochzustilisieren. Die
Partei-Strategen hatten sich – neben der Korrektur des
Vornamens – noch eine weitere, Dynamik verheißende
Idee ausgedacht: Sogenannte „Kreative“ sollten für den
Kanzlerkandidaten ein „Markenzeichen“ entwickeln, ein
Signet, ähnlich dem „Y“ bei der hessischen Spitzen-
genossin Ypsilanti, auf daß jeder erkenne, wie „jung,
frisch und modern“ der Kandidat daherkäme. Ein
Wettbewerb wurde ausgeschrieben, der über die
Berliner Online-Plattform „jovoto.com“ gestartet wurde.
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Als Siegerprämie waren 5.000 Euro ausgelobt worden.
Die eingereichten Vorschläge waren eher mager, z. B. ein
geschwungenes „S“, das für „Sieger“ und „Steinmeier“
stehen sollte; oder ein dreistufiges „S“, das den Aufstieg
Steinmeiers „Stufe für Stufe“ belegen sollte. Oder gar ein
„S ´09“ – mit dem Slogan: „the only way is up“. Toll. Die
Web-Site verschwand im Internet so plötzlich, wie sie
entstanden war.

- „Commander Frank“: Als ob das noch nicht genug sei,
riet man ihm, „Führungsstärke mittels Bildern“ zu zeigen.
Also mußte ein führungsstarker Steinmeier her und ins Bild:

Während eines Irak-Besuches läßt sich Steinmeier am
Steuerknüppel einer Transall-Maschine der Bundes-
wehr über dem Norden des Irak fotografieren.
„Commander Frank hat alles im Griff“, sollte mit diesem
Bild wohl vermittelt werden. Das ging aber kraß
daneben. Denn Steinmeier nahm in der Transall
instinktiv den Platz rechts im Cockpit ein. Da sitzt
aber immer der Ko-Pilot, die Nummer 2 an Bord. Die
Nummer 1, der Kapitän, sitzt stets auf dem Sitz links.
Da hatte Steinmeier wohl „instinktiv“ den ihm
angemessenen Platz eingenommen. Also wieder nix, Frank!
Inszenierung ist nicht alles in der Politik; es geht auch um
Substanz und Grundsätze!

Grundsätze? Statt solcher Schmonzetten und Sottisen hätte
man vielleicht gerne etwas mehr über die politischen
Wandlungen des Kandidaten gehört oder gelesen. Zum
Beispiel zu seiner Einschätzung der jüngsten Vergangenheit
bei der Wiedervereinigung Deutschlands. Doch an dieses
Kapitel möchte der Kandidat wohl nicht so gerne erinnert wer-
den; deshalb holen wir dies hier nach:
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Steinmeiers Wiedervereinigung in „DuR“
Den (inzwischen pleitegegangenen) „Pahl-Rugenstein-Ver-
lag“ - von spitzzüngigen Zeitgenossen gerne „Rubelschein-
Verlag“ genannt - darf man getrost als publizistisches U-Boot
der DDR bezeichnen. Er sollte in der „BRD“ mithelfen, das Bild
des „wirklichen demokratischen Staates auf deutschem
Boden“ aufzuhellen. In diesem Verlag erschien - neben dem
Redaktionsflaggschiff „Blätter für deutsche und internationale
Politik“ - auch die in bestimmten studentischen Kreisen gerne
gelesene juristische Theorie-Quartalszeitschrift „Demokratie
und Recht“ („DuR“), die von der DDR nicht nur mit
„Informationen“, sondern mehr noch mit Barem unterstützt
wurde. Einflußreiche Redakteure der „DuR“ waren über
längere Zeit, wie schon berichtet, Brigitte Zypries und eben
Frank-Walter Steinmeier. Man darf sich wundern!

Mehr noch darf man sich wundern über einen Exkurs, den
Steinmeier 1990 in einem Sonderdruck der oben erwähnten
„Blätter für deutsche und internationale Politik“ zur deutschen
Frage veröffentlichte (gemeinsam mit Achim Bertuleit und Dirk
Herkströter), unter dem sperrigen Titel „Das ganze
Deutschland soll es sein – Notwenige Nachträge zu einer
selbstgenügsamen Diskussion um die Wege zur deutschen
Einheit aus völkerrechtlicher und verfassungspolitischer
Perspektive“. Die Autoren äußerten in diesem Artikel ins-
besondere ihre Kritik am „stimmgewaltigen Konzert der
Vereinigungssymphoniker“. Steinmeier war nämlich der
Überzeugung, Deutschland sei 1945 völkerrechtlich unter-
gegangen; deshalb könne von einem „Beitritt“ der DDR keine
Rede sein – und damit erinnert er an so manche ähnlich
klingenden Verlautbarungen damals führender Sozialdemo-
kraten. Steinmeier forderte statt dessen die Einrichtung einer
„Nationalversammlung“ und eine neue Verfassung. (Das paßt
doch irgendwie zufällig zu der vor einigen Wochen veröffent-
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lichten Forderung Münteferings nach einer neuen gesamt-
deutschen Verfassung!)

Steinmeiers These gründete auf der Annahme, auch „die
BRD“ würde im Falle einer Wiedervereinigung „untergehen“.
Es sei schließlich nicht zu erwarten, daß für die Sowjetunion
die „DDR rückblickend ein Provisorium“ gewesen sei, die
„BRD aber nicht“. Dann folgt in dem Artikel auch noch ein
bösartiger Tiefschlag gegen Willy Brandt: „Was nicht zusam-
mengehört, kann auch nicht zusammenwachsen“ (Ridder).
Das ist doch ´mal ein ganz anderer Steinmeier, der uns von
bestimmten Medien immer wieder als „zum rechten Flügel“
gehörende Kanzlerkandidat präsentiert wird. Weiter wird in
dem Artikel zitiert: „Es führt keine demokratische Brücke
von der Verfassung der BRD zur Verfassung des neuen
Deutschland.“ Es wäre bedauerlich, bekäme die DDR „nicht
einmal die Chance, ihre Geschichte, ihre Besonderheit, ihre
Utopien, vielleicht ihre Identität in den Einigungsprozeß
einzubringen…“.

In der „DuR“ schrieben Steinmeier, Bertuleit und Herkströter
zudem: „…Die atemlose Geschwindigkeit des Wechsels in der
politischen Rhetorik dieses Landes, die noch vor Monaten
kaum eine Gelegenheit ausließ, das Aufgehen der National-
staaten in Europa zu prophezeien, die europäische Union
als identitätsspendendes Füllhorn einer gemeinsamen Zukunft
zu preisen, und nun komplett innerhalb weniger Monate auf
nationale Symbolisierungen umgerüstet hat, macht sprachlos…“.
Uns auch, nämlich das, was Steinmeier hier als sein
Gedankengut preisgibt! Aufgepaßt, sollte dieser Mann tat-
sächlich Bundeskanzler werden, hätte er die Chance, seine
Kritik in politische Taten umzuwandeln. „Der kann alles“, sagte
einst Brigitte Zypries, als sie Gerhard Schröder ihren ehemaligen
Kommilitonen Steinmeier als Mitarbeiter empfahl.
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Bleibt noch nachzutragen: Als Steinmeier das Bundes-
kanzleramt leitete und Chef der Nachrichtendienste wurde,
ernannte er den „DuR“-Redakteur Bertuleit zum Referatsleiter
im Verfassungsschutz (!). „DuR“-Redakteur Dieter Deiseroth
wurde Richter am Bundesverwaltungsgericht, „DuR“-Redakteur
Matthias Ruete stieg zum Leiter der EU-Generaldirektion
für Verkehr und Energie auf. „Jode Fründe stonn zesamme!“
(„Gute Freunde stehen zusammen“), singt man im Rheinland
und schaut dabei treuherzig in die Gegend.

Liest man die Ausführungen Steinmeiers und Genossen noch
einmal unter einem anderen Aspekt, werden die in der SPD
stark wuchernden Bemühungen um eine Annäherung an die
Linkspartei verständlicher. Teile der SPD sind dabei, die rote
Linkspartei sozusagen weißzuwaschen. Aus Honeckers Erben
werden „lupenreine Demokraten“. Steinmeier selbst sagt über
die DDR: „Nicht jeder war jeden Tag unglücklich.“ Während
Müntefering und andere beinahe täglich Kanzlerin Merkel und
die Union schlechtzureden versuchen, werden die SED-Nach-
folger systematisch schöner gepinselt – herausgeputzt für nicht
mehr ferne Koalitionen.

Leitende Sozialdemokraten, so darf man eher amüsiert, aber
auch alarmiert feststellen, schaffen es scheinbar mühelos, die
DDR als verkannten Rechtsstaat erscheinen zu lassen,
Luxemburg, Österreich und die Schweiz aber als neue „Achse
des Bösen“ – wegen deren vermeintlicher „Hilfe zur
Steuerflucht“. Eine sehr fragwürdige Standortwerbung, die der
SPD-Finanzminister da betreibt. Wie attraktiv ist ein Land denn
für (mögliche) Investoren und Fachkräfte, das es so nötig hat,
seine steuerzahlenden Bürger zu jagen? Steinbrück führt sich
auf wie der Elefant, der durch den europäischen Porzellanladen
trampelt – johlend begleitet vom Orchester der Genossen.
Das lenkt die Genossen ab vom „Unrechtsstaat DDR“. Beim
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Blick in die Zukunft (mit der Linkspartei) soll die Vergangenheit
nicht stören. Wolfgang Clement, ehemaliger stellvertretender
Vorsitzender der SPD:

„Aus der SPD bin ich auch deshalb ausgeschieden, weil die
Parteiführung keinen klaren Trennungsstrich zur PDS/Linke
zieht – obgleich deren Stasi-Verstrickung offenkundig ist.
Franz Müntefering ruft ausdrücklich dazu auf, in allen deutschen
Landen Koalitionen mit Oskar Lafontaines „Linken“ einzugehen,
wenn dadurch ein Sozialdemokrat ins Amt des Ministerpräsiden-
ten gebracht wird. (…) Wer soll nach solchen Ermutigungen noch
glauben, daß desgleichen auf der Bundesebene ausgeschlossen
sei?

Da werden die SPD und ihr Kanzlerkandidat spätestens nach der
Bundestagswahl Farbe bekennen müssen.

Stellvertretender SPD-Vorsitzender ohne Aufgaben?
Wie schon erwähnt, hatte Steinmeier nie ein parteipolitisches
Amt inne, hat nie Plakate geklebt und an Partei-Infoständen
mit Interessenten und Kritikern diskutieren müssen. Trotzdem
wurde er - nach seinem Putsch gegen Beck - zum stellver-
tretenden SPD-Vorsitzenden ernannt und gewählt. Wieder
bewahrheitete sich das „Peter-Prinzip“ (Aufstieg bis zur
Erreichung der Unfähigkeit). Wäre Steinmeier mutig und tapfer,
hätte er nach dem Sturz Becks gleich zum Amt des Partei-
vorsitzenden greifen müssen. Tat er aber nicht, sondern griff zur
weitaus bequemeren Funktion eines Stellvertreter-Amtes.

Was, so fragt man sich, sind eigentlich die Kriterien für die
Auswahl von Parteivorsitzenden, deren Stellvertretern oder
eines Kanzlerkandidaten? Nur die Demoskopie? Wer gerade „gut
rüberkommt“, wird Kandidat? Oder ist Steinmeier nur Kanzler-
kandidat, weil er gerne Außenminister bleiben möchte?
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Was macht er eigentlich in dem Stellvertreter-Amt? Aufgabe
eines Stellvertreters kann es doch nicht nur sein, dem
Vorsitzenden sozusagen Seitenhalt zu geben, ihn rechts (oder
links) zu stützen. Rechts sitzt da schon Steinbrück und links –
unübersehbar – Andrea Nahles. Wohin gehört Steinmeier? Er
weiß es selbst nicht, weil er nicht weiß, wo er hingehört – oder
weil er nichts falsch machen will. Das von ihm verkündete
Wahlprogramm ist immerhin so links, daß es nicht zu den
„Seeheimern“ (der Kreis der sogenannten rechten Sozial-
demokraten, zu denen Steinmeier gezählt wird) passen will.
(Dazu später mehr.) Er sitzt also zwischen allen Stühlen, solange
er nicht Farbe bekennt.

„Volkspartei“ SPD?
Aufgaben, ungelöste Probleme und Herausforderungen hat die
SPD wahrlich genug am Hals. Daß sie in den letzten Jahren mehr
als 400.000 Mitglieder verloren hat, ist nur ein Problem und
zugleich Ausfluß des inneren Zustandes der Partei. Auch
„Arbeiter-Partei“ war gestern. Seit vielen Jahren wählt die
Mehrheit der Arbeiter, auch der arbeitslosen, die Unionspartei-
en. Von „Stammwählern“ traut sich in der SPD schon niemand
mehr zu reden. Angesichts eines Europawahl-Ergebnisses von
nicht einmal 21 Prozent und verheerender Ergebnisse bei den
Kommunalwahlen – in manchen Kreisen und Städten nur noch
fünf oder sechs Prozent -, ist der Begriff „Stammwähler“ nicht
mehr brauchbar.

Die Sozis sind somit kaum noch als „Volkspartei“ zu
bezeichnen, was nahezu überall in der EU festzustellen ist.
Von in Deutschland erwarteten „40 + x“ oder „30 + x“ sind nicht
einmal mehr „20 + x“ übriggeblieben. „Volksparteien“ sind
nach landläufiger Definition gekennzeichnet „durch eine
Mitgliedschaft aus allen relevanten sozialen Schichten, eine
breite Programmatik und eine Wählerschaft von mindestens
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30 Prozent“. Davon ist die SPD zur Zeit weit entfernt! Im Gegen-
teil: Sie verharrt wie angewachsen im Zwanzig-Prozent-Turm,
und Steinmeier hat sich keinen Zentimeter an Angela Merkel
herangearbeitet, nein, verliert Tag für Tag noch an Boden.

An einem nicht nur „griffigen“, sondern vor allem auch „richtigen“
Schwerpunktthema fehlt es der SPD nach wie vor. Da ihr offen-
bar nichts anderes einfällt, ruft sie jetzt sozusagen ersatzweise
einen „Richtungswahlkampf“ aus – gegen die „Marktradikalen
von Schwarz/Gelb“. Wer auch immer sich das im Willy-Brandt-
Haus ausgedacht hat – es ist eine waghalsige Strategie, an die
vielleicht die Funktionäre der SPD glauben. Die Wähler werden
sich aber sehr wohl daran erinnern, daß die SPD seit elf Jahren
im Bund in der Regierung sitzt, an wichtigen Schalthebeln der
Macht. Unter anderem im Finanzministerium, im Gesundheits-
ministerium, im Sozialministerium und im Außenministerium
stellen sie die Minister. Und die Wähler machen bis heute nicht
Angela Merkel für die Weltwirtschaftskrise verantwortlich. Der
von der SPD propagierte Richtungswahlkampf könnte sich aber
innerparteilich als Bumerang erweisen, sollte sie nicht das
gewünschte Wahlergebnis am 27. September einfahren. Dann
wird der Richtungsstreit unter den Genossen erst so richtig
losbrechen, und auf dem Weg nach links werden sie dann
endgültig ihren Charakter als Volkspartei verlieren.

Statt sich auf ihre alte Klientel zu besinnen, ihr etwas zu bieten,
verprellt die SPD zusätzlich die unter Schröder gewonnenen
Wählerschichten, Mittelstand und gehobene Mittelschicht. Für
Freiberufler, Selbständige und Leitende Angestellte hat die
SPD heute nichts mehr zu bieten. Schlimmer noch: In diesen
Gruppen, die über volks- und betriebswirtschaftlichen
Sachverstand verfügen, wird die SPD allenfalls noch als Partei
der Groß-Unternehmen und der Steuererhöhung („Reichen-
steuer“) wahrgenommen. Die Zielgruppe von einst muß verdutzt
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zur Kenntnis nehmen, daß „Reichtum“ bereits ab 125.000 Euro
im Jahr beginnt und dann eine Strafsteuer greift (plus 2 %). Das
trifft nicht nur die wirklich Reichen, sondern auch viele Selbstän-
dige, Handwerker oder Freiberufler.

Die SPD versagt ausgerechnet bei der vornehmsten aller
sozialdemokratischen Pflichten: Die Gesellschaft zu versöhnen
statt zu spalten. Die Union hingegen ist vor allem attraktiv bei
den ehemaligen SPD-Wählern, den „kleinen“ Arbeitnehmern,
für die Aufrichtigkeit, Anstand und Gerechtigkeit noch
bewahrenswerte Tugenden sind. Das hat Steinmeier nicht
kapiert und erweckt beim gemeinen Volk, das gar nicht so
dumm ist, den Eindruck, er wolle bei den „Großen“ Arbeits-
plätze um jeden Preis retten, koste es, was es wolle. Doch
den Preis bezahlen wir alle, eben der „Mittelbauch“ der
Gesellschaft, vor allem der Mittelstand. Und das Programm
der SPD tut ein Übriges, alle Vernünftigen zu verschrecken.
Je größer die Rezessionsängste, desto stärker dämmert die
Erkenntnis, daß wir uns an dem Motto orientieren müssen:
„Was können wir uns noch leisten?“ und nicht danach: „Was
können wir uns noch alles wünschen?“. Für Letzteres
stehen aber Steinmeier und der größte Teil der SPD. Sie
versuchen, den Brandherd mit Benzin zu löschen.

Und da gibt es noch weitere Brandherde in der SPD, die ein
entschlossener stellvertretender Vorsitzender mit richtigen
Mitteln, so er sie kennt, löschen könnte:

- In Bayern droht die SPD zur Sektengröße zu schrumpfen.
Bei der Europawahl kommt sie in vielen Gebieten nicht über
die fünf, sechs Prozent hinaus – was den bayerischen
Landesverband der SPD aber nicht daran hindert,
weiterhin die linkesten Sprüche in der Partei zu klopfen.
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Wer holt die bayerische SPD aus ihrem Mini-Status?
Steinmeier? Der kümmert sich nicht drum.

- Da ist Hessen. In einer beispiellosen Selbstmordaktion
hat sich dort die SPD in ihrem einstigen Stammland auf
ein Stimmzahl-Niveau heruntergeschraubt, das allenfalls
einen Vergleich mit der FDP oder den Grünen erlaubt.
Der Name, der dafür steht, ist Programm: Ypsilanti. Doch
was tut die Partei nach dem Debakel? Sie führt Partei-
gerichtsverfahren gegen die „Abweichler“, statt auch
nur einmal über die Gründe des Scheiterns der Andrea
Ypsilanti nachzudenken. Aber auch hier ist Steinmeier auf
Tauchstation.

- Und vor allem, da sind die Jusos, die „Jungsozialisten in
der SPD“. In der SPD?, muß man fragen. Ihr Programm ist
weit weg von der Mutterpartei, ihre Vorsitzende Drohsel weit
weg vom Boden der SPD, eher bei der Linkspartei. Wer
gebietet dem Treiben der Jusos Einhalt? Steinmeier nicht!

Steinmeier hätte in seiner Partei also eine Menge Widersprüche
und ungelöste Fragen zu klären, tut es aber nicht. Das ist seine
offene Flanke. Er ist mitverantwortlich für die „Agenda 2010“, die
die SPD zerriß und die Links-Partei auf die Erfolgsspur hievte.
Nun versucht er den Spagat zwischen ein bißchen „Agenda“
und ein bißchen „links“. Dabei bleibt sein Verhältnis zur Linken
weitgehend unscharf.

Man weiß, daß er Ypsilantis Wagnis mit der Linkspartei in
Hessen mißbilligte, er hat aber nichts dagegen unternommen
und ließ die hessische SPD ins Elend sinken. Dann läßt er
auch noch wehrlos zu, daß diese Ypsilanti am bildungs-
politischen Kapitel „seines“ Wahlprogramms mitschrieb. Er ist
(angeblich) gegen eine Zusammenarbeit mit der Links-Partei,
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schweigt aber zu der diffusen SPD-Eierei in dieser Frage. Die
Grundfrage: Wie hältst Du´s mit der Linken?, beantwortet
Steinmeier so klar und eindeutig, wie er halt ist: Eigentlich nicht,
aber ein bißchen vielleicht doch, wenn die Landesverbände das
wollen, aber nur, wenn die SPD stärker abschneidet als die
Linke, und im Bund überhaupt nicht. Wer soll das verstehen? Ein
„klarer Kurs“ ist das mitnichten.

Es gäbe also genug Arbeit für einen aktiven stellvertretenden
SPD-Vorsitzenden. Die Schwierigste ist gewiß die Klärung der
programmatischen Grundlage der Partei:

Was der SPD nämlich vor allem fehlt, ist eine klare Orientierung;
sie ist praktisch zwei Parteien in einer: Gespalten in einen
sozialistischen Flügel, der am liebsten mit der Links-Partei
zusammengehen würde - wäre da nicht Lafontaine - und in ei-
nen irgendwie „pragmatischen“ Flügel, der für die Agenda 2010
steht. Die Spannung zwischen den beiden Flügeln droht die
SPD zu zerreißen. Dem Parteivorsitzenden Müntefering fällt es
immer schwerer, eine einigende Klammerfunktion wahr-
zunehmen. Im Prinzip ist es diese Spannung, an der die
Vorsitzenden der letzten Jahre gescheitert sind, auch
Müntefering selbst in seiner ersten Runde. Seine Stellvertreter
sind ihm keine Hilfe. Wo Steinbrück steht, ist bekannt, genauso
wie die Position der Andrea Nahles. Aber wo steht Steinmeier?
Als „Architekt der Agenda 2010“ wird er immer den „Partei-
Rechten“ zugeordnet, aber in seiner Rede auf dem Programm-
Parteitag der SPD am 14. Juni 2009 in Berlin erwähnte er das
nur am Rande. Seine Rede war statt dessen durchzogen
von alten sozialistischen Kalauern, die diese Partei dem Volk
zunehmend entfremdet. Was soll das staunende Wahlvolk denn
nun glauben? Steht er wirklich noch hinter „seiner“ Agenda?
Oder hat er sich bereits zum Herold der „Sozialen Moderne“
gewandelt, zu der uns einst Frau Ypsilanti locken wollte?
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Hier sei ein kleiner Einschub erlaubt: Steinmeier sei der
„Architekt der Agenda 2010“, heißt es immer wieder. Mag sein.
Der „Architekt“ sorgte dafür, daß die Pläne zu einer Re-
Orientierung auf das Machbare im Sozialstaat Deutschland in
umsetzbare Regeln geleitet wurden. Die Ideen selbst, die zur
„Agenda 2010“ führten, stammten in ihren wesentlichen
Grundzügen aber nicht von ihm, sondern von Peter Hartz – selbst
wenn wir heute besser den Mantel des Schweigens über diese
Personalie ausbreiten sollten. Was wieder zeigt: Steinmeier ist
Verwalter, nicht Gestalter.

„Ampelmännchen“ ohne Führungskraft
Die SPD braucht dringend - darin sind sich alle politischen
Beobachter einig – eine inhaltliche Führung, eine Orientierung,
die über den Tag hinaus angelegt ist. Wenn Steinmeier nicht nur,
wie der „Stern“ spottet, das „Ampelmännchen“ - das nach
Belieben von grün auf gelb oder rot wechseln kann - darstellen,
sondern seine Führungschance erkennen (und ergreifen!) würde,
hätte er – zumal als Kanzlerkandidat – die wichtigste Rolle in der
SPD gefunden.

Die SPD ist schon seit Jahren inhaltsleer und diskussions-
unfähig. Der letzte echte Intellektuelle der Partei, Peter Glotz,
ist im Jahre 2005 verstorben; sein geistiges Erbe wurde gleich
mitbegraben – inklusive seinem Bekenntnis zum Leid der
Vertriebenen. Heute fehlen der Partei junge Köpfe, Studenten,
Künstler und Denker, die frei von Parteiposten Fragen stellen
und frei von Denkschablonen nach Antworten suchen können.
Eine solche intellektuelle „Hefe“ braucht aber jede Partei, um
sich selbstkritisch fortentwickeln zu können. Wo sind heute in
der SPD noch herausragende Intellektuelle zu finden wie einst
Carlo Schmid, Erhard Eppler, Peter Glotz, Peter von Oertzen
etc.? (Um nicht mißverstanden zu werden: Wir reden hier von
der SPD. In einer konservativen Partei hätten diese Leute nichts



42

zu suchen.) Für sie, wie für viele ähnliche, war die SPD eine
Partei der Aufklärung, des wissenschaftlichen Fortschritts, der
Bürgerrechte und der sozialen Gerechtigkeit - „eben in dieser
Reihenfolge“, schrieb Peter Glotz in seinen Erinnerungen (2005).
Heute haben die „Macher“ das Sagen. Pragmatismus statt
Programmatik. Noch einmal Peter Glotz: „Die ´Seele´ der Partei
hing für mich nicht von der Höhe des Kinder- oder Mutterschafts-
geldes ab.“ Liest man das Steinmeiersche Wahlprogramm,
findet man aber genau das Gegenteil von dem, was Glotz
meinte. Und Andrea Nahles, stellvertretende Parteivorsitzende,
ruft: „Wir brauchen Rot pur!“ Die SPD heute: Kein Kurs, keine
Wähler, keine Zukunft.

Auf dem schon erwähnten Programm-Parteitag der SPD im
Juni d. J. verausgabt sich Steinmeier. Wohl zum ersten Mal in
seinem Leben hält er eine kämpferische Rede. (Schließt man
die Augen, könnte man meinen, Gerhard Schröder sei politisch
wieder auferstanden.) Steinmeier poltert, er röhrt, er schwitzt, er
brüllt, er ruft: „Wir wollen und wir werden gewinnen!“ Doch er
vergißt zu erwähnen, wie er und die SPD gewinnen wollen,
wie all die Programmpunkte, die er vorschlägt, umgesetzt
werden können. Es war eine rhetorisch gute Rede, und die
Delegierten spenden ihm elf Minuten lang Beifall, jubeln –
machen sich selbst froh. Irgendwie gespenstig, eigentlich wie
das Pfeifen im dunklen Keller. Denn dort, im Keller, hocken sie
immer noch, die Genossen. Von Steinmeiers Rede beflügelt,
fahren sie mit großer Siegeszuversicht nach Hause. Der
Parteitag bot ihnen endlich eine andere Welt, raus aus den
Erniedrigungen der letzten Monate. Er bot ihnen die „Wohlfühl-
welt“, nach der sie sich so lange gesehnt hatten. Die Stimmung
war gut – aber die Lage der SPD ist nach wie vor schlecht. Denn
was machen die „dummen Bürger“? Drei Tage nach Steinmeiers
fulminantem Auftritt sackt die SPD in den Meinungsumfragen
noch einmal um drei Punkte ab und landet bei 21 Prozent (17. Juni
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2009). Nur noch sechs Prozent der Befragten trauen der SPD zu,
die Probleme unseres Landes meistern zu können (von der CDU
glauben das immerhin noch 30 Prozent).

Der Kanzlerkandidat müßte nicht nur die eigenen Parteitags-
delegierten für sich begeistern, sondern vor allem die Wähler.
Doch was bietet er ihnen? Bei ihm und der SPD ist immer noch
kein Slogan, kein Thema auszumachen, mit dem sie ernsthaft
Angela Merkel Paroli bieten könnten. Es ist Steinmeier nicht
einmal gelungen, aus den 65 Seiten des „Wahlprogramms“
einen, nur einen einzigen zündenden Gedanken herauszufiltern.
(Für Arbeit, Umwelt, Bildung, soziale Gerechtigkeit sind ja
schließlich alle.)

Am Abend nach der Europawahl trat Steinmeier bei Anne Will
auf. Gedacht war das sicher als Siegesdemonstration für den
Wahlerfolg der SPD. Die Wähler aber hatten einen harten
Strich durch die Rechnung gemacht. Steinmeier und
Müntefering hatten sich verspekuliert. „20 % + x“, nicht einmal
21 %. Der Kandidat versagte in der Sendung total, ließ sich
regelrecht vorführen. Er nutzte nicht einmal die Chance, „auf
positiv“ zu machen, er druckste rum, er stammelte, er ließ sich
in die Ecke treiben. An diesem Abend war er „fertig“. In der
ganzen langen Sendezeit (1 Stunde) vermochte er nicht, auch
nur einen einzigen Punkt zu nennen, weshalb man die
bestehende Regierung ablösen und durch eine unter seiner
Führung ersetzen solle. Man hätte ihn fragen können, warum
er seit vier Jahren in einer Koalition mit der CDU sitzt. Nur weil
alles andere „Mist“ ist? Er sprach auch nicht von einer
denkbaren Alternative, z. B. der „Ampel“. Er sprach, wie immer,
von rot/grün – und wie böse die „Gelben“ (FDP) seien. Daß
eine Mehrheit jenseits von der Union nur mit Grün und Gelb
überhaupt denkbar wäre, dazu sagt er nichts. Die Vorsitzende der
Jungsozialisten, Franziska Drohsel, tritt ihn offen ans Schienbein:
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Steinmeier habe ein „Glaubwürdigkeitsproblem“. Mitten im
Vorwahlkampf meint die Vorsitzende der eigenen Parteijugend,
den Kandidaten Steinmeier abmeiern zu müssen! Und der wehrt
sich nicht ´mal.

Die Dame Drohsel hat ja nicht so ganz Unrecht: Steinmeier steht
für eine einstmals „fundamental sozial orientierte Partei“, die
zu einem Beliebigkeitsverein mutierte, aber am Wahltag auf
kollektiven Alzheimer des Wahlvolks setzt, getreu der Devise:
„Was kümmert mich mein dummes Geschwätz von gestern!“.
Für das „dumme Wahlvolk“ ist es allzu ersichtlich, und es wirkt
unseriös, wenn Steinmeier versucht, mit einem Schlag alles über
Bord zu werfen, was er und seine Partei in elf Jahren Regierungs-
verantwortung selbst mitzuverantworten hatten. So wird Stein-
meier statt zum Retter eher zum Insolvenzverwalter der SPD.

Fehlende Perspektive
„Zwischen der SPD und der Bevölkerung ist der Faden gerissen“,
vermutet der ehemalige Generalsekretär der CDU, Heiner
Geißler. Jedoch gilt auch: Die Wähler interessieren sich kaum für
die innere Befindlichkeit einer Partei, auch nicht für die der SPD.
Sie wollen wissen, was die Partei bietet, für was sie steht. Das
ist das Dilemma der SPD und ihres Kandidaten: Sie wissen es
selbst nicht. Und dem Kandidaten Steinmeier traut man einfach
nicht zu, das Blatt wenden zu können, die Karre aus dem Dreck
zu ziehen. Steinmeier ist selbst Teil des Problems SPD. Hinter
vorgehaltener Hand mehren sich die Zweifel an der Durch-
setzungskraft des Kandidaten. Doch zu spät. Die Frage, ob er
ein guter oder schlechter Kandidat ist, hilft nicht weiter und tut
auch nichts mehr zur Sache. Er ist nämlich der einzige, den die
SPD noch hat. Er ist zwar „kein Frontschwein, aber eine arme
Sau“, wie (ausgerechnet) der „Stern“ spottet. Wäre man ein
guter Freund Steinmeiers, müßte man ihm zurufen: „Mein Gott,
Frank, warum tust Du Dir das an!“
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Eine Perspektive für die Bundestagswahl vermittelt er eben
nicht. Er haut kräftig auf die FDP, verschweigt aber, daß er sie
braucht, um überhaupt eine Chance zu haben, Kanzler zu
werden. Die Frontstellung bei der Bundestagswahl ist doch
klar: Es geht (noch) nicht um Schwarz/Grün. Entweder gibt es
eine schwarz/gelbe Koalition aus Union und FDP oder ein
Linksbündnis aus SPD, Grünen und Linkspartei. Die
Schwäche der SPD zwingt die Partei ins linke Lager. Ob
Steinmeier das dann überleben würde, interessiert schon
heute niemanden in der SPD. So bleibt ihm nur die Hoffnung
auf ein mageres Ergebnis aller Parteien, so daß es zu einer
erneuten großen Koalition käme und er Außenminister bleiben
dürfte.

Vertrauen verloren
Offenbar haben die Wähler das Vertrauen in die SPD und in
deren Kandidaten verloren. Sie sehen die SPD nicht (mehr) als
eine Partei der Grundsätze, der Grundüberzeugungen, für die
Sozialdemokraten einmal ins KZ gesteckt wurden. Zu sehr
geriert sich die SPD als Partei des bloßen Machterhalts, koste
es, was es wolle. Münteferings Worte von einst haben sich
eingeprägt: „Opposition ist Mist!“ Also wird dem Streben nach
Macht(erhalt) alles geopfert. Was sollen da Grundsätze?

Heute betreibt die SPD eher eine Politik nach dem Grundsatz:
„Wer hat noch nicht, wer will noch was?“ Das gilt für die
Wirtschafts- und Sozialpolitik, erst recht aber auch für die
Leitlinien der Außenpolitik. Steinmeier, der ja auch Außen-
minister ist, läßt sich auch auf diesem Feld von schierem
Pragmatismus leiten, was wir im Kapitel „Außenpolitik ohne
Kontur“ näher beleuchten werden.

Der SPD ist das Rückgrat abhanden gekommen. Eine Politik der
Beliebigkeit greift zunehmend Platz - schön kaschiert von
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Schlagworten wie „soziale Moderne“. Was ist an der SPD noch
„sozial“, was noch „modern“?

Persönlichkeiten, die ohne ideologische Barrieren zu denken und
zu diskutieren verstehen, fehlen der SPD heute. Steinmeier,
Steinbrück, Müntefering, Struck – nur „Macher“, aber keine
Vordenker. Sie verstehen, so scheint es, sozial-demokratische
Politik nur noch als permanentes Ausstiegsszenario gegen die
weltweit gestiegenen Gefahren – allen voran das Stichwort
„Globalisierung“. Und so laufen der SPD nicht nur die
Mitglieder, sondern auch die Geistesmenschen weg. Die SPD hat
das Gefühl für kritische und selbstkritische Köpfe verloren. Der
Jungdramatiker Moritz Rinke beschreibt die Misere treffend
(24. Oktober 2008): Viele Künstler bei den ´Wohlfühl-Partys´ sei-
en hinter die Hecke gesprungen, wenn ein Parteiphotograph
aufkreuzte, weil man in dieser ́ Art von Swinger Club´ nicht gerne
gesehen werden wollte. Man fühle sich nur als Unterschriften-
Geber. Wenn sie gegen den Irak-Krieg seien, würden sie in ei-
nem Aufwasch für das Dosenpfand mit in Anspruch genommen.
Soweit Moritz Rinke.

Ideenlos, planlos, orientierungslos
Das Programm der SPD zur Bundestagswahl 2009 erschöpft
sich in einer Aufzählung großer und kleiner „Baustellen“ der
Gesellschaft und läßt jegliches inhaltliche Fundament vermissen
– außer dem erklärten Willen, (mit-)regieren zu wollen.

Thomas Strobl schreibt in einem äußerst bissigen Leitartikel in
der „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ (FAZ) vom 12. Juni 2009
u. a.:

„Um nichts anderes als das geht es derzeit bei der SPD: um
die Macht der Macht wegen; um das Regieren des Regierens
willen. Eine Gruppe alter Männer klammert sich an den letzten,
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verbliebenen Schein vergangener Zeiten, will retten, was zu
retten ist – ideenlos, planlos, orientierungslos. Aber dafür mit
beispiellosem Lärm. Wer braucht Inhalte, wenn er sich einen
ausreichend hohen ´share-of-voice´ sichern kann, indem er
sich kreuz und quer durch die Medienrepublik pöbelt? Nicht die
SPD.

Franz Müntefering, Frank-Walter Steinmeier und ihre nächste
politische Entourage wandeln auf den Spuren von Gerhard
Schröder, irgendwohin ins programmatische Nirgendwo. Gibt´s
ein Parteiprogramm? Vermutlich ja. Was steht da drin? Keine
Ahnung. Müßte es mich oder irgend jemanden sonst interessie-
ren? Nein…“

Das hier abgedruckte Zitat ist nur ein kleiner Ausschnitt aus dem
Leitartikel vom 12. Juni. Selten, wahrscheinlich noch nie, konnte
man in der altehrwürdigen, weltweit zu den führenden Zeitungen
zählenden FAZ einen solchen „Wutausbruch“ lesen wie dieser
von Strobel. Und so überschreibt Strobel seinen Beitrag auch
selbst: „Ein Wutausbruch“.

Die SPD hat keine programmatischen Inhalte mehr; sie
verkümmert zu einer „diffusen Protestpartei“ (Strobel), was man
an ihrem Wahlprogramm festmachen kann: Statt neuer Ideen
werden nur Reparatur-Anleitungen geboten. Statt eines großen
Gesellschaftsprogramms wie Ludwig Erhards „Wohlstand für
alle“ werden staatliche Subsidien aller Art nach dem Gieß-
kannen-Prinzip für große Teile der Gesellschaft versprochen –
bezahlt von den „Reichen“, die bei Steinmeier ja schon ab einem
Jahreseinkommen von 125.000 Euro beginnen. Wer fragt da noch
nach dem Grundsatz „Leistung muß sich wieder lohnen“? Wenn
dann die letzten Leistungsträger der Gesellschaft zermürbt oder
ins Ausland abgewandert sind, finden wir uns wahrscheinlich im
sozialistischen Paradies wieder.
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Und wenn ein Kabinettskollege wie Wirtschaftsminister zu
Guttenberg es wagt, dem Kollegen Außenminister (und auch der
Kanzlerin) im Falle Opel zu widersprechen und dafür sehr
achtbare sachliche Gründe ins Feld führen kann, dann reagiert
Steinmeier höchst undiplomatisch und wird ausfällig, während
Merkel ihn verteidigt – trotz ihrer abweichenden Meinung. Noch
einmal Strobel in der FAZ:

„Steinmeier gefällt sich in der Rolle des politischen Amokläufers,
münzt aus einer bitteren, aber nichtsdestoweniger nachvoll-
ziehbaren Entscheidung des Bundeswirtschaftsministers eine
persönliche Ehrabschneidung aller schlimmster Sorte. (…) Zu
Guttenberg hatte zwischen zwei Übeln zu wählen, er hat sich
für eines von beiden entschieden. Ich hätte dabei nicht gerne in
seiner Haut gesteckt.

Daß Steinmeier, der Kanzlerkandidat, daraus einen Akt der
sorglosen Beliebigkeit macht, ist unredlich und zeigt, wie sehr
der Diskurs über den Adel der Partei den Wind aus den
Segeln nimmt. Es zeugt von Illoyalität gegenüber den
verantwortlichen Regierungskollegen und menschlich
schlechtem Stil. Steinmeier ist damit unwählbar geworden:
Wer anfängt nachzutreten, nur weil es nicht nach seinen
populistischen Interessen geht, der sollte nicht
Bundeskanzler werden. Deutschland hat Besseres
verdient. (…)

Hier ist meine Botschaft an Sie, Frank-Walter Steinmeier:
Die junge Generation hat für einen derartigen Blödsinn
machtgeiler Möchtegern-Kanzler keinen Nerv. Sie hat ganz
reale Sorgen. Sorgen, auf die Sie und die übrige SPD-
Führungsmannschaft jegliche Antwort schuldig bleiben.
(…) Wofür steht die Sozialdemokratische Partei
Deutschlands? Für den verzweifelten Willen, an der Macht
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zu bleiben. Ich fürchte für Sie, daß das niemanden überzeu-
gen wird.“ (Hervorhebungen d. d. Verf.)

Wieviel Steinmeier steckt in dem nach links weggerutschten
Wahlprogramm der SPD? Nach diesem Programm muß
Steinmeier für eine SPD eintreten, bei der die „Agenda 2010“ nie
zuhause war. Sie flötet wieder nach der alten Melodie von „Glück
und Wohlstand für alle“, natürlich auf hohem Niveau. In erster
Linie denkt „der Staat“ für uns alle, leitet uns „der Staat“, ist
„der Staat“ verantwortlich. Die (eigentlich unbezahlbaren)
Forderungen der SPD richten sich logischerweise an „die da
oben“, die Steinmeier wahlweise als „stark, reich oder
vermögend“ bezeichnet. Solidarität wird somit zur Einbahn-
straße von „oben nach unten“. Damit fördert Steinmeier
fahrlässig eine bequeme Versorgungsmentalität. Und er fordert
Ansprüche, an denen er scheitern muß. Die programmatische
Kluft zur Linkspartei wird immer kleiner.

Das Wahl-Programm der SPD
Einst stieg Moses vom Berg und verkündete, in eherne Tafeln
gemeißelt, die „zehn Gebote“. Anschließend führte Moses das
auserwählte Volk auf eine lange Irrfahrt, bis er das „gelobte
Land“ erreichte. Beim Programm-Parteitag der SPD stieg
Moses Steinmeier ebenfalls vom Berg, verkündete aber keine
zehn Gebote, sondern Glücks-Verheißungen aus der
sozialistischen Mottenkiste. Das „gelobte Land“ wird so zum
„Paradies auf Erden“. Das aber hatten wir schon bei Karl Marx:
„Wahlium für das Volk“. Steinmeier hat seine Bibel gelesen:
„Kommt alle zu mir, die Ihr mühselig und beladen seid. Ich will
Euch erquicken!“ (Matth. 11, 28). Steinmeiers schwungvoll
vorgetragene Programm hinterläßt einen zwiespältigen,
unentschiedenen Eindruck. Was er verkündet, bedeutet
einerseits Umverteilen, aber auch Weiterfahren auf ausge-
fahrenen Gleisen. Das mag dem Kandidaten angemessen sein,
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ist aber bestenfalls halbsolide. Es ist wie bei einer Lokomotive,
die vorne und hinten einen Fahrerstand hat. Wird die Lok an dem
einen Ende nach links gezogen, am anderen aber nach rechts,
bewegt sich nichts; allenfalls brennt der Motor durch.

Alarmierend ist eher der Geist, der hinter dem SPD-Programm
steht. Es ist ein Programm, das die Gesellschaft spaltet, das
Sündenböcke sucht und das sich gegen die Leistungsbereiten
stellt. Es ist, um es auf den Punkt zu bringen, das linkeste
Programm der SPD seit fünfzig Jahren. Damit baut die SPD
keine Brücken zu anderen Parteien wie FDP oder CDU, sondern
tiefe Tunnel zur Linkspartei. Ja, man staune, was der
Kanzlerkandidat selbst zur Programmfrage sagt: „Wer sich
abschottet, wer sich gegen den Wandel verbarrikadieren will, der
steht am Ende allein da, ohne Arbeit, ohne Wachstum, ohne
Zukunft. ´Links´ ist das schon gar nicht“. Hat der Mann wirklich
sein eigenes Programm gelesen?

Die Ausgangsüberlegung des Kandidaten ist falsch oder
unvollständig. Wer segnend durchs Land reist, erhält nicht
zwingend den Beifall der „Geknechteten“. „Der Blick in die
Augen der Opelaner“ (Steinmeier) soll wohl künftig jedes
ökonomische Kriterium ersetzen. Die deutschen Wähler rufen
offenbar aber nicht nach dem Staat, um Firmen in der Krise zu
retten. Selbst im Falle Opel lehnten sie mehrheitlich eine
staatliche Rettung ab, bei Arcandor waren nur 29 Prozent dafür,
63 Prozent dagegen. „Dem kleinen Mann beistehen“ übersetzt
sich bei vielen Menschen jetzt eher als: Gewinne privatisieren,
Verluste sozialisieren. Dafür haben die Menschen heute aber
doch schon ein feines Gespür entwickelt; sie merken die Absicht
und sind verstimmt. Statt sich über gerettete Arbeitsplätze
zu freuen, fragen sie, was aus den vielen kleinen und mittleren
Firmen wird, die keine Staatshilfe erhalten. Immerhin bilden
98 Prozent der deutschen Selbständigen und Unternehmen den
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„Mittelstand“, die für knapp 80 Prozent aller Arbeitsplätze in
unserem Lande stehen und Motor der Entwicklung, des
Fortschritts und der Innovation sind. Es gilt, auch in Zeiten der
Krise, immer noch die Erkenntnis, daß die „Kleinen“ die
Arbeitsplätze schaffen, während die „Großen“ sie eher
abbauen. Diese Menschen sind das ökonomische und oft genug
auch das ethische Rückgrat des Landes. Und: Statt den Einsatz
Steinmeiers für Opel, Arcandor & Co. zu loben, wollen die
Menschen „draußen im Lande“ zunehmend wissen, wer die
schönen Versprechungen der SPD denn bezahlen soll. Die SPD,
genau wie „Die Linke“, will aber offensichtlich den Verteilungs-
wahn fortsetzen. Sie haben nichts hinzugelernt. Aus der einst
stolzen Partei der Arbeiter und Aufsteiger ist eine Partei der
Alimentierten geworden. Damit gibt die SPD den „Kampf um die
Mitte“ auf. Steinmeier spielt nur noch Robin Hood.

Seine Freunde setzen noch eins drauf. Sie erzählen, Steinmeier
sei zwar „mit dem Programm nicht glücklich“; er habe aber
immerhin die Wiedereinführung der Vermögensteuer verhindert.
Verflixt noch ´mal, wie feige ist denn dieser Kandidat? Wenn er
dieses linke Parteiprogramm nicht „mag“, dann hätte er es
ablehnen oder seine Kandidatur zur Verfügung stellen müssen!
Glaubwürdig ist das alles nicht.

Eher ist es in den letzten Monaten der „Krise“ aber Sitte
geworden, auf die Marktwirtschaft zu schimpfen, auf ihre
mangelnde Fähigkeit zur Selbstregulierung, auf die Fixierung
auf Wettbewerb. Die aktuelle Weltwirtschaftskrise beruht aber
nur zu einem Teil auf dem Versagen von Kontrollmechanismen.
Zum anderen Teil beruht sie nämlich darauf, daß „Schulden-
machen“ allzu leicht war – durch eine Geldpolitik, die vor allem
die SPD hierzulande gerne verwirklicht gesehen hätte.
Forderungen nach einer strikten Geld- oder gar Sparpolitik sucht
man aber im Wahlprogramm der SPD vergebens. Steinmeiers
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„Rezept“, den Wählern vorzugaukeln, christlich-liberale Politik
oder Ideologie, also „Schwarz/Gelb“, habe die Wirtschaftskrise
verursacht, wird sich bei den aufgeklärten Wählern sehr bald
gegen ihn selbst und seine Partei richten.

Aus der „Wirtschaftskrise“ hat die SPD flott die Sehnsucht nach
„mehr Staat“ abgeleitet. Aber diese „Sehnsucht nach mehr
Staat“ ist in der Wählerschaft nicht so groß wie erhofft. Selbst
die sozialdemokratischen Strategen müßten wissen, daß die
Bürger beim Thema Wirtschaft der Union und der FDP mehr
vertrauen als der SPD. Um Wohlstand zu fördern, müßte die SPD
bereit sein, sich die Wirtschaft zum Partner statt zum Gegner zu
machen. Sie müßte bereit sein, dem Gewinn und dem Streben
danach Gutes abzugewinnen. So aber, wie die SPD derzeit
argumentiert, wirft sie alles in einen Topf: Gewinnstreben,
fehlende Marktregulierung, ausufernde Boni, Leistung – und
verteufelt das alles. Zurück zum alten Freund/Feind-Denken und
zurück zum Schulterschluß mit den Gewerkschaften! „Agenda
2010“ war gestern, Sozialismus ist heute! „Soziale Retter von
Arbeitsplätzen“ versus „neoliberale Vernichter von Firmen“ heißt
das Spiel Steinmeiers. (Dabei wird verschwiegen, daß die SPD
seit mehr als zehn Jahren den Finanzminister stellt.) Ein wenig
Einsicht ins Einmaleins des Wirtschaftslebens würde man dem
Kanzlerkandidaten schon wünschen. Steinmeier scheint seinen
Kompaß verloren zu haben. Er schiebt alle Risiken seines
Programms auf die Steuerzahler. Seine Politik ist kurzsichtig, die
SPD lebt nur noch von der Hand in den Mund. Wählern fällt so
was auf. Dazu paßt die Aussage der nordrhein-westfälischen
Landesvorsitzenden der SPD, Hannelore Kraft: „Wir müssen jetzt
entscheiden. Wir haben nicht die Zeit, lange ordnungspolitische
Diskussionen zu führen wie die Union.“

Und so geht das Wahlprogramm der SPD am Willen des Volkes
vorbei. Es liest sich wie ein Warenhaus-Katalog, der für jeden
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Glücksverheißungen enthält. Doch so wie bei der „Volkspartei“
ist auch die Zeit der Warenhäuser vorbei („Alles unter
einem Dach“). Die Quittung des Wahlvolkes erhielt die SPD
bei der Europa-Wahl. Wie die Sozialdemokraten mit ihrer
planwirtschaftlichen Steuerungsideologie die „Idee der Sozialen
Marktwirtschaft neu begründen“ (Steinmeier) wollen, verraten
sie nicht. In ihrem Programm hält sich die Partei weder mit
Begründungen auf noch mit der Vorstellung stringenter
ordnungspolitischer Konzepte. Erlaubt ist, was gefällt - meint
die SPD – und wird somit zum Wohlstandsrisiko für unser Land.
Das Wahlprogramm der SPD ist mit tiefroter Tinte geschrieben,
„Wahlium“ für das Volk eben.

Steinmeiers Verheißungen
„Das gelobte Land“? Das gab´s nur bei Moses. Würden die
„Verheißungen“ Steinmeiers Realität, würde Deutschland zum
Armenland. Hier die wichtigsten Programm-Punkte:

1.) Deutschland soll „Pionier für nachhaltige Energie und
Mobilität“ werden. Es bleibt beim Atomausstieg und bei der
Steinkohle. Ein möglicher Börsengang der Bahn wird auf das
Jahr 2013 geschoben.

2.) „Gute Arbeit sichern“: Das bedeutet u. a. gesetzlicher
Mindestlohn (7,50 Euro) - gleichermaßen auch für alle EU-
Staaten gefordert -, „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ und
Berufsausbildungsgarantie für junge Leute.

3.) „Bildung ist Menschenrecht“: Höhere Ausgaben für Bildung
allgemein, Bafög schon für Schüler ab Klasse elf, mehr Ganz-
tagsschulen und bessere Bildungsangebote für Migranten.

4.) „Handlungsfähiger Staat – solidarisch finanziert“: Da finden
sich u. a. ein Lohnsteuerbonus von 300 Euro für alle, die keine
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Einkommensteuererklärung abgeben („ein Wahnsinn“, sagen die
Experten von Steuergewerkschaft und Bund der Steuerzahler;
geschätzte Kosten des Bonus: ca. 3 Milliarden Euro), ein
niedrigerer Eingangssteuersatz, ein höherer Kinderfreibetrag,
aber auch die Anhebung des Spitzensteuersatzes (von 45 auf
47 Prozent) für Einkommen ab 125.000 Euro usw.

5.) „Sozialstaat – Fortschritt und Zukunft“ bedeutet: Eine
Bürgerversicherung für alle und eine Angleichung der Renten
von Ost und West. Außerdem soll die Altersteilzeit bis 2015 gel-
ten.

6.) „Familien stärken – Gleiche Chancen für jedes Kind“, also ein
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von Kindern sowie vier
statt bisher zwei Partnermonate beim Elterngeld sowie ein
Unterhaltszuschuß für Alleinerziehende.

7.) „Die soziale Gesellschaft im Wandel“ zeigt die SPD von ihrer
Lieblingsseite: Familie und Beruf sollten besser vereinbart
werden, vierzig Prozent der Aufsichtsratsmandate sollen an
Frauen gehen, Migranten sollen besser gefördert werden, und
letztlich noch die Ermöglichung einer doppelten Staatsbürger-
schaft und eine einfachere Einbürgerung.

8.) „Mehr Demokratie wagen“: Nicht-EU-Bürger, die sechs Jahre
in Deutschland leben, sollen das kommunale Wahlrecht erhalten;
Volksbegehren und Volksentscheidungen auf Bundesebene.

9.) „Die Soziale Einheit vollenden“: Der Solidaritätsbeitrag („Soli“)
soll bis 2019 fortbestehen, Investitionen für Ostdeutschland wei-
ter unterstützt werden.

10.) „Weltweit für Frieden und Abrüstung“: Die NATO bleibt
wichtigster Friedensgarant. Rußland soll stärker eingebunden
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werden. Die Bundeswehr soll modernisiert, die Wehrpflicht
beibehalten, aber „flexibilisiert“ werden.

Die Forderungen der SPD, die ja alle bezahlt werden müssen,
richten sich nur noch an „die da oben“, an diejenigen, die sie
wahlweise als stark, reich oder vermögend bezeichnet. Die von
der SPD geforderte „Solidarität“ wird damit als finanzielle
Einbahnstraße von oben nach unten definiert – auf dem Buckel
der sogenannten Leistungsträger. Wer auf solche Ideen kommt,
wie sie Steinmeier in seinem Programm verkündet, hat sich of-
fensichtlich schon mit der Staatswirtschaft abgefunden.
Geradezu im Tagestakt werden immer neue Schulden be-
schlossen; die Zinsen zahlen wir Steuerzahler und die
nächsten Generationen. Die Sozialdemokraten setzen ganz
offensichtlich darauf, daß verführerisch lachendes Bargeld
im Wahlkampf für viele Gruppen ein überzeugendes Argument
sei, sie zu wählen. Es gibt aber auch Wähler, die das durch-
schauen. Von denen hat die SPD inzwischen Abschied
genommen. Von der „Agenda 2010“ offenbar auch; denn in
diesem Wahlprogramm obsiegt die staatliche Fürsorge für
(fast) alle – ohne Leistung einzufordern. Damit hat aber auch
Steinmeier endgültig sein „Agenda-Gewand“ abgestreift – er ist
der Kanzlerkandidat einer wieder wirklich sozialistischen Partei.
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Außenpolitik ohne Kontur
Wer dachte, Außenpolitik sei die Domäne des Außenministers
Frank-Walter Steinmeier, muß sich eines besseren belehren
lassen. Seine Außenpolitik bleibt irgendwie konturlos. Er entwirft
keine Leitlinien. Nicht ´mal eine Linie ist hinter seinen Aktivitäten
zu erkennen, allenfalls ein paar Pünktchen. Entweder fährt er auf
eingefahrenen Gleisen, oder er tappt in Fettnäpfchen. Gewiß, er
hat´s mit einer Kanzlerin Merkel nicht leicht. Sie bestimmt die
„Richtlinien der Politik“, sie sitzt am Tisch der „Mächtigen der
Welt“, sie wird bei Staatsmännern gehört und geachtet. Für
Steinmeier, den Administrator, bleibt in der Regel nur die
Umsetzung dessen, was „am großen Tisch“ beschlossen
wurde. Kein Wunder also, daß sich der Kandidat verärgert
zeigt, wenn er bei Treffen der Großen nicht am Haupttisch neben
Merkel, sondern wie zuletzt in London, am „Katzentisch“
dahinter Platz nehmen muß. Daß er seiner Verärgerung darüber
auch noch vernehmbar Luft verschafft, zeigt letztlich, wie
kleinkariert der Kandidat ist.

Wie unberechenbar die „Linie“ des Außenministers ist, läßt
sich an den folgenden Beispielen recht plastisch darstellen,
vom Dalai Lama über Obama bis zu Erika Steinbach – gewiß
ein weiter Bogen, aber symptomatisch für die heutige
Grundorientierung der SPD und ihres Kanzlerkandidaten:

- Ein Besuch des Dalai Lama wird von langer Hand geplant,
dann aber „aus Zeitgründen“ abgesagt. Als Heidi
Wieczorek-Zeul als einziges Kabinettsmitglied dann doch
den Dalai Lama empfängt, wird sie von der SPD-Spitze
abgebürstet. Sie hätte, wirft man ihr vor, die SPD nicht über
ihren Empfang des Dalai Lama informiert, was Wieczorek-
Zeul auch zugibt. Ihre Begründung: Hätte sie ihre Absicht
etwa Steinmeier vorher kundgetan, hätte er den Empfang
gewiß abgesagt; deshalb habe sie „nichts gemeldet“.



58

Kurt Beck wird damit zitiert, er habe „den Scheiß“ nicht
mehr verhindern können. Steinmeier schwieg. Die Rot-
Chinesen hätten ja protestieren können. Wie jedoch soll
man als deutscher Staatsbürger, der seine Freiheit des
Denkens, des Redens und des Handelns mit allen Mitteln
verteidigt, auf solch eine feige Haltung reagieren? Die
SPD gefiel sich immer in der Rolle der „Partei der
Menschenrechte“. Vorbei! Steinmeier ordnet eiskalt die
Menschenrechte kommerziellen Interessen unter,
gegenüber den Chinesen immer – und auch gegenüber
den neuen sozialistischen Diktatoren in Südamerika.
Und seine schrecklichen Anbiederungsversuche
gegenüber Rußland gehören ebenso zu der von ihm
verantworteten Außenpolitik. Da zeigt er sich wieder
als Schröders Schattenmann. Und niemand in der
SPD, schon gar nicht der linke Flügel, hat bei dem
Steinmeierschen Kotau vor Peking aufgeschrieen. (Das war
´mal anders. Zum Beispiel damals, als in Chile Pinochet
regierte, da gingen die Linken in Massen auf die Straße.)
Der Einsatz für die Menschenrechte, der in dieser
Partei einmal tief verwurzelt war, wird der politischen
Opportunität untergeordnet. Vielleicht sollte man doch
Mitleid mit der SPD haben.

- Das gleiche Muster bei der „causa Steinbach“, wie sie
herablassend von den politisch Korrekten, besonders in
der SPD, gerne genannt wird: Erika Steinbach, Präsidentin
des Bundes der Vertriebenen, hat sich stets vehement
für Versöhnung und Vergebung eingesetzt. Sie war die
treibende Kraft hinter dem Dokumentationszentrum
„Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ (sic!). Steinmeier sieht
tatenlos zu, wie diese verdiente Frau von seiner Partei und
der „Linken“ sowie den polnischen Kacszynski-Brüdern
und deren Anhang in die revanchistische Ecke gestellt wird.
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Polnische Politiker hatten die Vertriebenen-Präsidentin
indirekt mit dem Holocaust-Leugner Bischof Williamson
verglichen. Steinbach forderte zu Recht, daß Außenminister
Steinmeier sie vor derartigen Behauptungen in Schutz
nehmen müsse. „Es wäre Aufgabe des deutschen
Außenministers, deutsche Bürger vor solchen Vergleichen
in Schutz zu nehmen. Erst recht dann, wenn man Duzfreund
von Altkanzler Schröder ist, der sich nicht entblödet,
den Holocaust-Leugner und iranischen Präsidenten
Ahmadinedschad in Teheran zu hofieren“, klagte die
Bundestagsabgeordnete Steinbach. Das ist wenig
charakterfest – und wieder einmal ein Kotau Steinmeiers,
diesmal vor den Polen. „Konfliktvermeidungsstrategie“
nennt man das wohl. Dieselbe SPD kämpfte einmal unter
dem Slogan: „Versöhnen statt spalten!“ Jetzt werden in
der gleichen Partei die Spalter gefeiert und die Versöhner
verhöhnt.

- Ex-Kanzler Schröder reist nach Iran und schüttelt dem
irren Präsidenten Ahmadinedschad die Hand, ohne daß
ein Aufschrei durch die SPD geht. Sonst allfällige Proteste
blieben aus. Das zeigt, daß in diesem Lager alles
möglich ist und geduldet wird. Kommentar von
Steinmeier? Fehlanzeige!

- Amerikanische Investoren als „Heuschrecken“ zu
bezeichnen, bringt zwar Applaus des Pöbels, ersetzt
aber keine inhaltliche Orientierung. Den Krieg im Irak
bzw. eine Beteiligung daran abzulehnen - wozu Steinmeier
damals die Architektur im Auftrag Schröders bastelte -, ist
eine Seite. Nach der Wahl Obamas zum Präsidenten der
USA eilfertig und unterwürfig nach Washington zu reisen,
um beim neuen US-Präsidenten „gut Wetter“ zu machen,
ist die andere. Aber Obama hatte „keine Zeit“, Steinmeier
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zu empfangen. Welch ein Reinfall! Steinmeier - im
Büßergewand nach Washington geeilt - hoffte wohl auf
ein wenig Glanz, aber empfing nichts – außer einem
Händedruck Hillary Clintons und dem von ihr geäußerten
Wunsch, die Deutschen sollten gefälligst mehr Soldaten
nach Afghanistan schicken.

- Aber frei nach dem Motto „Was schert mich mein anti-
amerikanisches Geschwätz von gestern“ lädt Steinmeier -
unaufgefordert und unabgestimmt mit den zuständigen
Innenministern in Bund und Ländern - die USA ein,
entlassene Häftlinge aus Guantanamo in Deutschland
aufzunehmen. Glaubt er, mit einer solchen Liebedienerei
das auch von ihm mitramponierte Verhältnis zur US-
Administration verbessern zu können? Aus welchem Grund
will er uns Probleme importieren, an deren Ursachen
wir keinen Anteil hatten? Steinmeiers grundsätzliche
Bereitschaft zur Aufnahme dieser „Häftlinge“ ist rational
nicht zu rechtfertigen. Der (eigentlich) zuständige
Innenminister Schäuble hat sich jedenfalls „äußerst
zurückhaltend“ zu dieser Idee geäußert, was - weniger
diplomatisch ausgedrückt – bedeutet: Er hält nichts von der
Absicht seines Kollegen Außenminister. Warum auch?
Es sollte doch wenigstens die US-Administration ´mal
erklären, warum ein Inhaftierter weder von den USA noch
von seinem Heimatland aufgenommen werden könnte.
Wenn ein solcher Inhaftierter wirklich kriminell oder ein
Terrorist ist, was spricht dann dafür, daß dies nicht auch für
Deutschland gilt?

- Steinmeiers Verhältnis zum Irak und zum Irak-Krieg
ist zwiespältig. Einst (2003) ließ er sich und Schröder
feiern, weil sie die Deutschen aus dem Irak-Krieg heraus-
gehalten hätten; sie verschwiegen aber, daß der deutsche
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Geheimdienst recht eifrig hinter den Kulissen half. Sie
ließen auch zu, daß sie als „die Guten“, George W. Bush
hingegen als der leibhaftige „Böse“ hingestellt wurden.
Nun darf man sich wundern, wie sich die deutsche
Außenpolitik mit einem Präsidentenwechsel in den USA
verändert hat. Es verstärkt sich der Eindruck, daß das
Außenministerium und bestimmte Medien vermitteln
wollen, mit dem Ende der Regierungszeit von George
W. Bush wäre in den USA nun alles anders. Steinmeier kann
doch nicht so naiv sein zu glauben, ein Präsident Obama
vertrete andere strategische Ziele als ein Präsident Bush.
Noch immer gingen in Washington amerikanische
Interessen vor – was viele Europäer nicht begreifen wollen.

Die heutige Lage im Irak - in dem inzwischen nicht nur freie
Wahlen abgehalten werden konnten, sondern auch große
Teile des Landes sicherer geworden sind - ist nur durch den
Einsatz der Amerikaner und ihrer wirklichen Verbündeten
möglich geworden. Wenn jetzt Steinmeier opportunistisch
deutschen Unternehmen einen Anteil am Wiederaufbau des
Irak sichern möchte, sollte er ehrlicherweise zugeben, daß
Deutschland (unter seiner und Schröders Leitung) nichts zu
diesem Wiederaufbau beigetragen hat.

- Trotzdem reiste Steinmeier - es ist ja Wahlkampfzeit – im
Frühjahr dieses Jahres in den Irak. Aber die Reise glich eher
einem Versteckspiel. Obwohl sie einer historischen Zäsur
nahekam, gab ihr der Außenminister wohl ganz bewußt den
Anstrich einer beiläufigen Stippvisite. Damit handelte er
nicht nur unaufrichtig, sondern ließ auch eine große
Chance ungenutzt. Statt einen strategischen Neuanfang zu
signalisieren - wie es Frankreichs Präsident Sarkozy bei
seinem Besuch des Irak vorexerziert hatte -, war Stein-
meiers Besuch in ganz kleiner Münze des Außenminister-
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geschäfts berechnet: ein bißchen Türöffner für die
Wirtschaft, damit auch Deutschland an irakischen
Wiederaufbau mitverdient; und eben auch ein bißchen
Gut-Wetter-Machen, ein bißchen Kotau vor Barack Obama,
von dem sich Steinmeier soviel verspricht. Daß es höchste
Zeit ist für einen strategischen Neuanfang in unserem
Verhältnis zu Washington (und Bagdad), ließ Steinmeier
nicht erkennen.

- Oder hatte er sich gar Hoffnung gemacht, durch seinen
Besuch bei der neuen US-Regierung endlich „seinen“ Sitz
im UN-Sicherheitsrat „festklopfen“ zu können? Noch
unter Schröder und Fischer entwarf er die deutsche
Forderung nach einem ständigen Sitz im UN-Sicherheits-
rat. Sein Vorgehen war dilettantisch vorbereitet, die Partner
Deutschlands waren verprellt. Die halbe Welt rückte von uns
ab, ließ uns im Regen stehen. Der Plan ist nun „ad acta“.
Oder noch ´mal ´was davon gehört? Jedenfalls nichts aus
Washington.

Kann Außenminister Steinmeier wirklich strategisch denken?
Oder läßt er sich einfach vom Tagesgeschäft treiben?
Steinmeier scheint ein einfach gestricktes außenpolitisches
Denken zu haben. Wenn er „über die Welt“ redet, scheinen
plötzlich die außenpolitischen Konflikte der vergangenen Jahre
zu verschwinden - vom Irak-Krieg bis zu den jüngsten deutschen
(Steinmeierschen) Alleingängen in der internationalen Finanz-
krise. Für Steinmeier, den Gutmenschen, scheint alles lösbar:
Man müsse bloß Brasilien, Indien und China einbeziehen,
dazu die großen muslimisch geprägten Länder Türkei und
Indonesien, dann könne man die nötigen gemeinsamen Regeln
auf der Weltbühne durchsetzen. „Panik und Hysterie“, befand
Steinmeier im vergangenen Jahr (bei einem Vortrag im
November 2008 in Berlin zum „Gedenktag 9. November“), die
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manche angesichts der fehlenden neuen Weltordnung nach
1989 befalle, seien nicht angebracht. So simpel ist das Weltbild
unseres Außenministers, was auch mit folgenden Zitaten des
SPD-Kanzlerkandidaten belegt werden kann.

Steinmeier: „Faire Beitrittschance für die Türkei“
„Ich trete nachdrücklich dafür ein, daß die Türkei eine faire
Chance für einen EU-Beitritt erhält. Zudem müssen wir eine Form
der Partnerschaft mit Rußland suchen. Ganz einfach deshalb:
Ob wir es wollen oder nicht – beide Länder werden für die EU
politisch wie wirtschaftlich eine Schlüsselrolle in diesem
Jahrhundert einnehmen.“

„Die EU würde eine historische Chance leichtfertig verspielen.
Wenn überhaupt, dann ist die Türkei die Chance für einen
auf-geklärten islamischen Staat am Südosten unseres
Kontinents. Natürlich braucht es eine Türkei, die sich dauerhaft
auf europäische Werte verpflichtet. Die Türkei könnte dann
nicht nur eine geografische Brücke zu Arabien und Asien sein,
sondern auch eine geistige Mittlerrolle zwischen dem säkular
geprägten Europa und den tief religiösen Nachbarregionen
einnehmen.“

Dazu paßt auch gewiß, daß die SPD ihr Programm eigens auch
in türkischer Sprache herausgibt. Wenn bei uns lebende Türken
kein Deutsch können, sollen sie doch wenigstens wissen, wen
sie zu wählen haben, will uns die SPD wohl vermitteln.

Steinmeiers außenpolitische Nebelfahrten gingen dem
hessischen Ministerpräsidenten Roland Koch derart gegen
den Strich daß er dem Außenminister vorwarf, z. B. wirtschaft-
liche Erwägungen über moralische Kriterien zu stellen und
damit Deutschland zu schaden. Koch kritisierte vor allem den
Umgang Steinmeiers mit Rußland, China und dem Dalai Lama:



64

„Deutschland hat eine geschichtliche Verpflichtung, zu
moralischen Fragen nicht zu schweigen. Wir haben kein Recht,
die Wirtschaft vor die Menschenrechte zu stellen“. Steinmeier
erwecke in Rußland und China den Eindruck, wir Deutsche
seien bereit, jede Art von Geschäften zu machen – ungeachtet
der Menschenrechtsfrage. Bundes-kanzlerin Merkel, die den
Dalai Lama empfangen hatte, unterstützte Kochs Haltung im
Bundestag: Sie werde auch weiterhin „Gäste und Reiseziele so
aussuchen, wie sie es im Interesse von Deutschland für richtig“
halte. Es sei falsch, bei der Außenpolitik „Werte und wirtschaft-
liche Erfolge gegeneinander auszuspielen“ (Merkel).

Und prompt tappt Steinmeier erneut in die „Werte-Falle“. Er trifft
sich mit seinem kubanischen Amtskollegen Felipe Pérez Roque
am Rande der UNO-Vollversammlung in New York, ohne die
Kanzlerin darüber zu informieren. Regierungskreise bestätigten
einen Bericht des „Spiegel“, wonach Merkel Steinmeier ihre
Mißbilligung über das Treffen mit Kubas Außenminister
ausrichten ließ. Der Beraterstab der Kanzlerin habe festgestellt,
daß sich auch nach der Machtübergabe von Fidel Castro an
seinen Bruder Raúl auf der kommunistisch regierten Insel „nichts
bewegt“ habe. Zudem sei vor allem die Europäische Union der
geeignetere Akteur in der Kuba-Frage. Merkel war insbesondere
über die Äußerung Steinmeiers erzürnt, es gebe in Kuba erstmals
„leichte Bewegungen“ und habe daraufhin der Castro-Insel
350.000 Euro Hilfe für die Opfer der jüngsten Tropenstürme
in Aussicht gestellt. Ob Steinmeier mit dem kubanischen
Außenminister über die wirklichen Menschenrechtsverletzungen
auf Kuba gesprochen hat? Wir wissen es nicht.
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Steinmeier: „Zukunftsbündnis mit Rußland“
Wie wohl mußte sich da Steinmeier bei seinem jüngsten
Besuch in Moskau (Juni 2009) gefühlt haben! Ausgerechnet bei
Schröders engem Freund Putin wurde Steinmeier wie ein
Familienmitglied empfangen. Nur ein Empfang „mit militärischen
Ehren“ unterschied seinen Moskau-Tag vom Besuch eines
Regierungschefs. Der Außenminister und Kanzlerkandidat
durfte mit Staatspräsident Medwedjew und Ministerpräsident
Putin sprechen – jeweils fast eine Stunde, was länger ist als
diplomatisch üblich. Man signalisierte ganz offensichtlich
besonderes Wohlwollen. Gerhard Schröder, der „Gas-Kanzler“,
läßt grüßen. Gemeinsame öffentliche Auftritte und Bilder gab
es auch, was ebenfalls als diplomatische Auszeichnung
gewertet werden darf. Eine Unterredung mit Außenminister
Lawrow und Energieminister Schmatko schloß sich an. Ein
großer Tag für den gebeutelten SPD-Kanzlerkandidaten, ein
Tag, an dem er sich „zuhause“ fühlen durfte! Der alte Spruch
bewahrheitet sich wieder einmal: „Die Roten fühlen sich bei
den Roten wohl!“

Einzig die Kanzlerin kippte Salz in den Wein: Am Nachmittag
des Steinmeier-Besuchs tauchte Merkels Kanzleramtsminister
Thomas de Maizière „plötzlich und unerwartet“ in Moskau auf.
Er sprach mit seinen Stabschefkollegen des Staats- und des
Ministerpräsidenten und bereitete - was durchaus auch in die
Zuständigkeit Steinmeiers hätte gehören können – ein weiteres
Treffen der Bundeskanzlerin mit Medwedjew vor. So still und
diplomatisch kann Merkel zurückschlagen!

Es scheint, daß Steinmeier Rußland doch etwas sehr unkritisch
und blauäugig sieht. Hierzu ein Zitat unseres Außenministers:

„Wir brauchen ein Zukunftsbündnis mit Rußland. Es gibt jetzt
in Rußland eine neue Politikergeneration, die ihren Blick auf
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Europa richtet. Diese Politiker möchte Rußland gerne an Europa
gebunden sehen. Ich weiß, dieser Weg ist steinig. Rußland ist
keine lupenreine Demokratie, hat keine langen demokratischen
Traditionen. Aber trotzdem müssen wir alles tun, um europäische
Werte in Rußland zu verankern und eine enge Verflechtung
zwischen Rußland und der EU zu fördern. Rußland ist ein
wichtiger Partner für unsere langfristige und sichere Energie-
versorgung. Diese Abhängigkeit wird bleiben, solange Europa in
diesem Maße fossile Brennstoffe nutzt. Wenn sich Rußland aber
weiterentwickelt wie bisher, so entsteht dort auch ein riesiger
Markt für die EU. Zum Wohle aller müssen wir das Verhältnis zu
Rußland möglichst spannungsfrei gestalten.“

Man könnte allein zu diesem Zitat ein ganzes Buch schreiben,
um die unkritische Haltung Steinmeiers zu belegen. Leider reicht
der Platz in dieser Publikation dafür nicht. Aber Kritik in zwei
Punkten sei hier erlaubt: Steinmeier spricht locker von „sicherer
Energieversorgung“. Ein kleiner Blick in die Ukraine hätte
gereicht, um auf die vielen Risiken unserer Energieabhängigkeit
von Rußland hinzuweisen. Und ebenso fehlt bei Steinmeier ein
noch wichtigerer Hinweis auf das doppelte Spiel, daß Rußland
mit dem Westen in Sachen Iran (und dessen Atomaufbau) spielt.
Aber vielleicht war darauf ja der salvatorische Satz Steinmeiers
gemünzt: „…zum Wohle aller müssen wir das Verhältnis zu Ruß-
land möglichst spannungsfrei gestalten…“. Ja aber wie wollen
Sie das denn „spannungsfrei“ gestalten, verehrter Herr Außen-
minister? Hat Sie „Gas-Schröder“ schon so blind gemacht?

Ein eigentlich banaler Vorgang zum Abschluß dieses Kapitels
Steinmeierscher Außenpolitik, aber er paßt zu seiner Orientie-
rungslosigkeit:

Am 12. November 2007 nahm Steinmeier gemeinsam mit
Frankreichs Außenminister Kouchner und dem türkischen Sän-
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ger Muhabbet einen „Song für Integration und gegen Gewalt“
auf. Kurz drauf erschienen Meldungen, nach denen Muhabbet in
früheren Texten nicht nur Kriminalität und Gewalt verherrlicht
habe, sondern auch Islamist sei, der den Mord von Theo van
Gogh verteidigt habe. Und Steinmeier schweigt.

Der Kandidat irrt auch auf diesem Feld ziellos herum. Franz
Müntefering, der immer für eine kleine (oder große) Gemeinheit
gut ist, spürt dies wohl und kündigte mitten im Vorwahlkampf
ohne Not an, er werde nach der Bundestagswahl im September
wieder für das Amt des Parteivorsitzenden kandidieren. Diese
Nachricht schlug ein wie eine Bombe; denn sie desavouierte vor
allem Steinmeier. Entweder glaubt Müntefering nicht an einen
Sieg Steinmeiers, oder er will sich bei einem (kaum wahrschein-
lichen) Sieg des Kandidaten die Führung der Partei sichern. Im
letzteren Falle müßte dann Steinmeier „unter“ einem Vorsitzen-
den Müntefering dienen. Es ergäbe sich eine Doppelspitze, die
den Keim möglicher Zerwürfnisse in sich trüge. Oder will
Müntefering - egal wie die Bundestagswahl ausgeht – in jedem
Fall Vorsitzender bleiben? Da hätte er die Rechnung aber
ohne die potentiellen innerparteilichen Konkurrenten gemacht.
Gabriel, Scholz, Nahles und anderen dürfte das nicht gefallen.
So verwundert es auch nicht, daß eben besagte Andrea Nahles
sofort Einspruch erhebt. Wir hätten jetzt Wahlkampf, verkündet
sie, was danach komme, werde erst dann entschieden.

Wahrscheinlicher wird aber, im Falle einer Niederlage der SPD,
eine andere Perspektive: Wenn die SPD wieder ein desaströses
Ergebnis einfährt wie bei der Europa-Wahl, wird wohl eher die
gesamte derzeitige SPD-Altherrenriege aufs Altenteil versetzt.
Keine schönen Aussichten für den Kandidaten.
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Steinmeiers letzte List
Es bliebe Steinmeier nur noch eine List, das Blatt zu wenden.
Diese Heimtücke könnte man ihm sogar zutrauen: Er könnte das
Thema Afghanistan zum Wahlkampfschlager „aufmotzen“.
Union und SPD sind zwar übereingekommen, dieses Thema aus
dem Wahlkampf herauszuhalten. Aber wenn man mit dem
Rücken an der Wand steht, sind solche Absprachen schnell
vergessen. Unter der Hand wird folgendes Planspiel überlegt:

Jeder weiß, daß der Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan in der
deutschen Öffentlichkeit wenig Akzeptanz findet. Steinmeier, um
sich zu profilieren und von Union sowie FDP abzusetzen, könnte
überraschend einen baldigen Abzug der Bundeswehr fordern.
Man wolle den Amerikanern ja gerne folgen, aber nicht in den
Abgrund – könnte sein Argument lauten. Und so nebenbei
fiele dann auch das Stichwort „Vietnam“. In der SPD werden
zwar solche Planspiele als „völlig absurd“ und „skrupellos“
bezeichnet. Noch! Doch die SPD braucht dringend ein
bewegendes Thema. Und Al Qaida tut alles, um mit Terror-
drohungen ein solches Szenario den Deutschen nahezubringen.
Wir werden uns noch wundern, welche Ideen bis zum
September noch aufgetischt werden könnten! „Not“, sagt der
deutsche Volksmund, „macht erfinderisch.“ Und die SPD ist in
großer Not.

Fazit:
Dem Kandidaten ist vieles zuzutrauen, aber er kann‘s einfach
nicht. Oder wie er selbst sagt: „Ich weiß, was ich kann. Und ich
weiß, was ich nicht kann.“ Die Wähler wissen jetzt auch:

Frank-Walter Steinmeier ist kein Kandidat für Deutschland.
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Eine kleine Selbstdarstellung des Herausgebers

1980 wurde die „Bürgeraktion Demokraten für Strauß“
gegründet, um Franz Josef Strauß bei seiner Kandidatur zum
Bundeskanzler zu unterstützen. Initiatoren waren u. a. der
Verleger Axel Springer, ZdF-Moderator Gerhard Löwenthal,
Olympia-Siegerin Jutta Heine, Schachgroßmeister Ludek
Pachman, und der ehemalige Redaktionsleiter der BILD-Zeitung
in Bremen, Joachim Siegerist.

Die Geschäftsführung übernahm Peter Helmes, zuvor lang-
jähriger Bundesgeschäftsführer der Jungen Union Deutschlands.
Der „Bürgeraktion Demokraten für Strauß“ gelang es, insbeson-
dere außerhalb Bayerns, eine große Wählerschaft für Franz
Josef Strauß zu mobilisieren.

Nach der Wahl galt es, die gewonnenen Freunde zusammen-
zuhalten und für die konservativen Werte in Gesellschaft und
Politik weiterzukämpfen Deshalb gründeten Ende des Jahres
1980 Löwenthal, Pachmann, Strauß-Anwalt Dr. Ossmann, Sieger-
ist, Helmes u. a. die „Konservative Aktion e.V.“, aus der 1985 die
Deutschen Konservativen e.V. entstanden.

Die Konservative Aktion e.V. schoß in den Achtzigern ein ganzes
Feuerwerk politischer Aktionen ab. So wurde 1983 in der
Bernauer Straße in Berlin das erste Loch in die Mauer
geschlagen. An jedem 13. August und 17. Juni ging die
Konservative Aktion nach Berlin oder an die Zonengrenze. An
Tausenden von Luftballons ließ sie Flugblätter gegen die SED-
Machthaber in die „DDR“ fliegen. Die „DDR“-Armee versuchte
mit Hubschraubern die Flugblätter abzudrängen.

Als Gegengewicht zu den wütenden antiamerikanischen
Aktionen der Linken startete die Konservative Aktion bewußt
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pro-amerikanische Veranstaltungen. Der damalige US-Präsident
Reagan, zu dem Joachim Siegerist enge Kontakte hatte, dankte
es dem Verband mit einem persönlichen Schreiben.

Auch nach dem Fall der Mauer sprachen sich die Deutschen
Konservativen öffentlich gegen jegliche Regierungsbeteiligung
der SED-Nachfolgepartei PDS aus (seit 1998 bzw. 2001 in
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin Koalition mit der SPD).
Sie warfen den Sozialisten vor, ihre Anhängerschaft sei noch
immer die gleiche sei wie zu „DDR“-Zeiten, als die SED Staats-
partei war - was in Ostdeutschland auch weitgehend der Fall sei
- und diese die alten Überzeugungen noch nicht abgelegt
hätten.

Die Deutschen Konservativen kämpfen ebenso unnachgiebig
gegen den Sozialismus, weil dieser menschenverachtend sei und
die Freiheit jedes Bürgers beschneide. Dabei verweisen sie
insbesondere auf die Erfahrungen aus der Zeit des National-
sozialismus und der sowjetisch dominierten sozialistischen
Staaten Mittel- und Osteuropas.

Auf einer ihrer Demonstrationsveranstaltungen gegen eine
Regierungsbeteiligung der PDS in Berlin sprachen in diesem
Zusammenhang auch Vertreter der „Vereinigung der Opfer des
Stalinismus“ und der „Vereinigung 17. Juni 1953 e.V.“, um die
Partei an ihre historische Verantwortung zu erinnern.

Heute sind DIE DEUTSCHEN KONSERVATIVEN e.V. unbestreit-
bar die wohl bedeutendste demokratische, konservative
Bewegung in Deutschland. Mit mehr als 40.000 Anhängern
bestehen sie den täglichen Kampf gegen die Linken und die
linken Medien.






